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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. August 1963 

8 — 55109 — 5350/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes 
(Wertpapierbereinigungsschlußgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 
257. Sitzung am 3. Mai 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung ge- 
nommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
(Wertpapierbereinigungsschlußgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Beendigung der Wertpapierbereinigung 

§ 1 

Schlußtag im Sinne dieses Gesetzes ist der 
31. März 1964. 

§ 2 

(1) Anträge nach §§ 4, 5 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes auf Feststellung, daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Bereinigung einer Wert- 
papierart gegeben sind oder daß eine Wertpapier- 
art nicht unter das Wertpapierbereinigungsgesetz 
fällt, können nach dem Schlußtag nicht mehr gestellt 
werden, 

(2) Ergibt sich in dem Verfahren über einen An- 
trag nach §§ 4, 5 des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes, daß die Durchführung des Bereinigungsver- 
fahrens wirtschaftlich nicht gerechtfertigt ist, so 
stellt die Kammer für Wertpapierbereinigung das 
Verfahren ein. Als wirtschaftlich nicht gerechtfertigt 
ist die Durchführung des Bereinigungsverfahrens 
namentlich dann anzusehen, wenn sie bei Berück- 
sichtigung der entstehenden Kosten wegen Ver- 
mögenslosigkeit des Ausstellers nicht im Interesse 
der Anmeldeberechtigten liegen würde. Wird das 
Verfahren rechtskräftig eingestellt, so gilt der An- 
trag als nicht gestellt. 

§ 3 

(1) Anträge nach § 53 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes vom 20. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 940) auf Fortsetzung eines 
einstweilen eingestellten Verfahrens können nach 
dem Schlußtag nicht mehr gestellt werden. Wird 
ein Antrag rechtskräftig abgelehnt, so gilt er als 
nicht gestellt. 

(2) Ist ein Antrag auf Fortsetzung des Verfahrens 
nicht gestellt worden, so wird die nach § 9 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes ausgestellte Sam- 
melurkunde mit dem Schlußtag kraftlos. 

§ 4 

Ist für eine Wertpapierart ein Antrag nach §§ 4, 5 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes oder ein An- 


trag nach § 53 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes nicht gestellt worden, 
so können die Rechte aus einem nach § 3 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes kraftlos gewordenen 
Wertpapier oder aus einem Sammelbestandanteil an 
kraftlos gewordenen Wertpapieren nach dem Schluß- 
tag geltend gemacht werden, ohne daß es einer 
Vorlegung des Wertpapiers bedarf. Zur Geltend- 
machung berechtigt ist derjenige, dessen Recht im 
Wertpapierbereinigungsverfahren anerkannt wor- 
den wäre. 

§ 5 

Auf Aktienarten, für die ein Antrag nach §§ 4, 5 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes oder ein An- 
trag nach § 53 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes nicht gestellt worden ist, sind die 
Vorschriften des Gesetzes über die Ausübung von 
Mitgliedschaftsrechten aus Aktien während der 
Wertpapierbereinigung vom 9. Oktober 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 690) sowie des entsprechenden Ge- 
setzes des Landes Berlin vom 4. Januar 1951 (Ver- 
ordnungsblatt für Berlin Teil I S. 38) nach dem 
Schlußtag nicht mehr anzuwenden. 


§ 6 

Nachanmeldungen (§ 1 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vom 16. November 1956 — Bundes- 
gesetzbl, I S. 850) sind nur bis zum Schlußtag zu- 
lässig. Sie müssen bis dahin bei der Anmeldestelle 
eingehen und gelten als verspätet, wenn sie später 
als drei Monate nach dem Schlußtag der Prüfstelle 
vorgelegt werden. 

§ 7 

(1) § 2 des Dritten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„§ 2 

(1) Ist eine Änmeldung oder Nachanmeldung 
rechtskräftig abgelehnt worden, weil der Änmel- 
der den Beweis des Rechts (§21 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes) nicht erbracht hat, so kann 
das Recht wieder angemeldet werden (Wieder- 
anmeldung), wenn der Änmelder 
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1. Urkunden auffindet oder zu benutzen in 
den Stand gesetzt wird oder 

2. Bankbescheinigungen beibringt, 

die ohne sein eigenes Verschulden im Prüfungs- 
verfahren nicht berücksichtigt werden konnten 
und eine für ihn günstigere Entscheidung herbei- 
geführt haben würden. 

(2) Eine Wiederanmeldung kann ferner vorge- 
nommen werden, wenn die Ablehnung der An- 
meldung oder Nachanmeldung lediglich darauf be- 
ruhte, daß ein Anmelder die Richtigkeit einer von 
ihm abgegebenen Erklärung nicht an Eides Statt 
versichert hatte." 

(2) Wiederanmeldungen sind bis zum Schlußtag 
zulässig. Sie müssen bis dahin bei der Anmelde- 
stelle eingehen, die den Anmelder bisher im Prü- 
fungsverfahren vertreten hat, und gelten als ver- 
spätet, wenn sie später als drei Monate nach dem 
Schlußtag der Prüfstelle vorgelegt werden. 

§ 8 

(1) Eine Nachanmeldung ist unter den sonst gel- 
tenden Voraussetzungen auch zulässig, wenn eine 
frühere Nachanmeldung zurückgenommen oder als 
unzulässig abgelehnt worden ist. 

(2) Eine Wiederanmeldung ist unter den sonst 
geltenden Voraussetzungen auch zulässig, wenn 
eine frühere Wiederanmeldung zurückgenommen 
oder als unzulässig oder wegen Fehlens der Vor- 
aussetzungen abgelehnt worden ist, unter denen 
ein Recht nach § 2 des Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes wieder angemeldet werden kann. 

§ 9 

Die Vorschriften über Nachanmeldungen und 
Wiederanmeldungen gelten sinngemäß für Wert- 
papierarten, die nach § 21 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes in die Wertpapierbereinigung einbe- 
zogen worden sind oder werden, sowie für die auf 
Reichsmark lautenden Schuldverschreibungen der 
Konversionskasse für deutsche Auslandsschulden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verwendung der nach Abschluß 
der Wertpapierbereinigung verbleibenden 
Beträge für den Lastenausgleich 

§ 10 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamts 
kann nach Ablauf von drei Monaten nach dem 
Schlußtag, jedoch nicht früher als zwei Jahre nach 
dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes), die Miteigentumsanteile oder ande- 
ren Rechte veräußern, die auf den nicht durch An- 
meldungen, Nachanmeldungen oder Wiederanmel- 
dungen belegten Betrag der Sammelurkunde ent- 


fallen. Er kann vom gleichen Zeitpunkt an von der 
Wertpapiersammelbank Zahlung der Geldbeträge 
verlangen, die sie für den nicht durch Anmeldun- 
gen, Nachanmeldungen oder Wiederanmeldungen 
belegten Betrag der Sammelurkunde erlangt hat. 
Die Erlöse aus den Veräußerungen und die von der 
Wertpapiersammelbank gezahlten Geldbeträge flie- 
ßen in den Ausgleichsfonds. 

(2) Bei der Veräußerung von Wertpapieren soll 
der Präsident des Bundesausgleichsamts auf die 
Lage an den Wertpapiermärkten Rücksicht nehmen 
und hierzu einen Sachverständigenausschuß hören. 
Der Ausschuß besteht aus fünf Mitgliedern, die der 
Bundesminister der Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft aus Kreisen des 
Bankgewerbes und der Aussteller bestellt. Die Ver- 
äußerung der Wertpapiere führt der Präsident des 
Bundesausgleichsamts im Benehmen mit der Deut- 
schen Bundesbank durch. 

(3) Der Präsident des Bundesausgleichsamts gilt 
für die Veräußerung von Miteigentumsanteilen als 
Hinterleger im Sinne der Vorschriften des Depot- 
gesetzes über die Sammelverwahrung. 

(4) Auf Aktien, die von dem Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts veräußert werden, sind § 55 
des Zweiten und § 26 des Dritten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes vom Zeitpunkt der Veräußerung an nicht 
mehr anzuwenden. 

§ 11 

(1) Ein Aussteller, der nach §§ 12, 19 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes aus einer Kapitalschluß- 
rechnung oder einer Schlußrechnung über die Er- 
träge in Anspruch genommen werden kann, hat den 
sich aus der Schlußrechnung ergebenden Betrag an 
den Ausgleichsfonds zu zahlen. Ist eine Ergänzungs- 
rechnung (§ 14 des Dritten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes) aufzustellen, so bestimmt sich der zu zahlende 
Betrag nach der Ergänzungsrechnung. 

(2) Die Prüfstelle zeigt unverzüglich nach Be- 
stätigung der Schlußrechnung oder der Ergänzungs- 
rechnung dem Aussteller den zu zahlenden Betrag 
an und benachrichtigt den Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamts von der Anzeige. Der Aussteller 
hat den Betrag innerhalb eines Monats nach Ein- 
gang der Anzeige zu zahlen. 

§ 12 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamts hat 
einem Aussteller, dem nach §§ 13, 19 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes aus einer Kapitalschluß- 
rechnung oder einer Schlußrechnung über die Er- 
träge ein Entschädigungsanspruch zusteht, den sich 
aus der Schlußrechnung ergebenden Betrag aus dem 
Ausgleichsfonds zu zahlen. Ist eine Ergänzungsrech- 
nung aufzustellen, so bestimmt sich der zu zahlende 
Betrag nach der Ergänzungsrechnung. 


3 



Drucksadle IV/ 1459 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


(2) Die Prüfstelle zeigt unverzüglich nach Bestä- 
tigung der Schlußrechnung oder Ergänzungsrech- 
nung dem Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
den zu zahlenden Betrag an und benachrichtigt den 
Aussteller von der Anzeige. Der Präsident des Bun- 
desausgleichsamts hat den Betrag innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Anzeige zu zahlen. 

(3) Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
schon vor Bestätigung der Ergänzungsrechnung Zah- 
lungen auf den sich aus der Schlußrechnung erge- 
benden Betrag leisten, wenn dies aus Gründen der 
Billigkeit geboten ist. 

(4) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 gelten sinngemäß für 
den Entschädigungsanspruch, der einem Aussteller 
nach § 15 des Dritten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes zu- 
steht. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Aus- 
steller, denen zur Deckung ihrer Verbindlichkeiten 
Ausgleichsforderungen gewährt werden können, 
sofern eine Berichtigung der Umstellungsrechnung 
auf Grund der Schlußrechnung nicht vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes bestätigt worden ist. 


§ 13 

Die Wertpapiersammelbank hat auf Verlangen 
des Präsidenten des Bundesausgleichsamts die Geld- 
beträge, die nach § 54 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes anzulegen sind, dem Ausgleichs- 
fonds unverzinslich zur Verfügung zu stellen. Die 
Beträge sind unverzüglich zurückzuzahlen, soweit 
sie für Gutschriften benötigt werden. 


§ 14 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamts 
kann verlangen, daß die Wertpapiersammelbank 
die Zinsen, die ihr aus der verzinslichen Anlegung 
von Geldbeträgen nach § 54 Abs. 2 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes zugeflossen sind oder 
noch zufließen werden, an den Ausgleichsfonds 
zahlt. 

(2) Als Vergütung für die Erfüllung der Auf- 
gaben nach § 54 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes verbleiben der Wertpapiersammel- 
bank zehn vom Hundert der Zinsen, die ihr bis zum 
30. September 1962 zugeflossen sind. Än Stelle 
dieser Vergütung kann ein Aussteller, der nach § 2 
der Verwaltungsanordnung Nr. 4 zum Wertpapier- 
bereinigungsgesetz (Bundesanzeiger Nr. 173 vom 
8. September 1950) die Aufgaben der Wertpapier- 
sammelbank übernommen hat, unter Zusammen- 
fassung aller Wertpapierarten, für die er die Sam- 
melurkunde selbst verwahrt, eine Vergütung ver- 
langen, die in Anlehnung an die Bankgebühren für 
die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren 
zu bemessen ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigung nach Abschluß der Wertpapier- 
bereinigung 

§ 15 

(1) Wer glaubhaft macht, daß er ohne eigenes 
Verschulden an der rechtzeitigen Nachanmeldung 
eines Rechts verhindert oder daß ihm eine recht- 
zeitige Nachanmeldung nicht zumutbar war, hat bis 
zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung An- 
spruch auf Entschädigung in Geld aus Mitteln des 
Ausgleichsfonds, wenn sein Recht im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren anerkannt worden wäre. Bei 
Wertpapierarten, bei denen Nachanmeldungen nicht 
vorgenommen werden können, ist Satz 1 auf An- 
meldungen entsprechend anzuwenden. 

(2) Bei Versäumung einer Wiederanmeldung gilt 
Absatz 1 Satz 1 sinngemäß mit der Maßgabe, daß 
Entschädigung nur beansprucht werden kann, wenn 
das Recht nach den für Wiederanmeldungen gelten- 
den Vorschriften im Wertpapierbereinigungsver- 
fahren anerkannt worden wäre. Einer Glaubhaft- 
machung, daß der Anmelder ohne eigenes Verschul- 
den an einer rechtzeitigen Wiederanmeldung ver- 
hindert war, bedarf es nicht, wenn die Anmeldung 
oder Nachanmeldung des- Rechts erst nach dem 
Schlußtag rechtskräftig abgelehnt worden ist. 

(3) Eine Anmeldung, Nachanmeldung oder Wie- 
deranmeldung, die zurückgenommen worden ist, 
gilt für die Anwendung der Absätze 1, 2 als nicht 
vorgenommen. 

§ 16 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung ist bei dem 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts schriftlich 
geltend zu machen. Dabei sind die den Anspruch be- 
gründenden Tatsachen unter Angabe der Beweis- 
mittel darzulegen. 

(2) Hält der Präsident des Bundesausgleichsamts 
die Voraussetzungen des § 15 für gegeben, so er- 
kennt er den Anspruch dem Grunde nach unverzüg- 
lich an und benachrichtigt den Antragsteller von der 
Anerkennung. 

(3) Hält der Präsident des Bundesausgleichsamts 
die Voraussetzungen des § 15 nicht für gegeben, so 
teilt er dem Antragsteller die Gründe mit, die der 
Anerkennung des Anspruchs entgegenstehen. 

(4) Der Antragsteller kann nach Zugang dieser 
Mitteilung die Anerkennung des Anspruchs dem 
Grunde nach bei der für die Wertpapierart zustän- 
digen Kammer für Wertpapierbereinigung (§§ 29, 
30 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich bei dem Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts einzureichen, der ihn mit sei- 
ner Stellungnahme dem Gericht vorlegt. Für das 
Verfahren gelten § 31 Abs. 2 bis 4, §§ 33, 34, 59 
Abs. 5, 6, 8 Satz 2 und Abs. 9, 10, § 61 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes sinngemäß. Die Ent- 
scheidungen sind dem Antragsteller und dem Präsi- 
denten des Bunidesausgleichsamts von Amts wegen 
zuzustellen. Die sofortige Beschwerde steht auch 
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dem Präsidenten des Bundesausgleichsamts zu, § 34 
Abs. 2 Satz 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
gilt insoweit nicht. 

§ 17 

(1) Als Bemessungstag für die Höhe der Ent- 
schädigung gilt der letzte Tag des Kalendermonats, 
der auf die Anerkennung des Anspruchs durch den 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts oder die 
Rechtskraft der Anerkennung durch das Gericht 
folgt. Bei Wertpapieren, die an einer deutschen 
Börse zum amtlichen Handel zugelassen oder in den 
geregelten Freiverkehr einbezogen sind, gilt der 
letzte Börsentag des Kalendermonats als Bemes- 
sungstag. 

(2) Die Entschädigung ist unverzüglich nach dem 
Bemessungstag zu berechnen un^d zu zahlen. 

§ 18 

(1) Die Höhe der Entschädigung wird durch den 
Preis bestimmt, der am Bemessungstag im gewöhn- 
lichen Geschäftsverkehr für den Erwerb der Rechte 
aufzuwenden wäre, die der Berechtigte bei einer 
Gutschrift am Bemessungstag erhalten hätte. Bei 
Wertpapieren, die an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassen sind und für die am 
Bemessungstag ein Einheitskurs festgestellt worden 
ist, bemißt sich die Entschädigung nach diesem Kurs. 
Werden an mehreren Börsenplätzen Einheitskurse 
festgestellt, so ist der Durchschnitt dieser Kurse 
maßgebend. 

(2) Der Berechtigte ist auch in Höhe der Geld- 
beträge zu entschädigen, die er bei einer Gutschrift 
am Bemessungstag erhalten hätte. 

(3) Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
die Entschädigung nach Absatz 1 statt in Geld durch 
Übertragung der Rechte leisten, die der Berechtigte 
bei einer Gutschrift amBemessungstag erhalten hätte. 
Der Berechtigte kann die Übertragung zurückweisen, 
wenn sie ihm nicht spätestens zwei Wochen vor 
dem Bemessungstag angekündigt worden ist. Durch 
die Ankündigung wird der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamts verpflichtet, die Rechte unverzüglich 
nach dem Bemessungstag zu übertragen. 

§ 19 

(1) Bei gesamtfälligen und teilfälligen Wert- 
papierarten (§§ 1, 2 des Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes) bestimmt sich die Höhe der Entschädigung 
nach dem auf Deutsche Mark umgestellten Kapital- 
betrag und dem Betrag der Zinsen, die in der Zeit 
vom 30. April 1945 bis zum Bemessungstag fällig 
geworden sind; dabei bleibt eine vor der Endfällig- 
keit der Wertpapierart eingetretene Fälligkeit des 
einzelnen Rechts außer Betracht. Sind nach § 24 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes einheitliche Einzel- 
urkunden ausgegeben worden, so sind die in den 
neuen Anleihebedingungen festgesetzten Fällig- 
keiten maßgebend. 


(2) Der Ausgleichsfonds kann auf Zahlung der 
Entschädigung nicht in Anspruch genommen wer- 
den, soweit der Berechtigte bei Anerkennung des 
Rechts im Wertpapierbereinigungsverfahren auch 
vom Aussteller keine Leistung erhalten hätte. 

§ 20 

Bei Schuldverschreibungsarten, für die nach den 
Bestimmungen des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden (Bundesge- 
setzbl. II S. 331) ein Regelungsangebot abgegeben 
worden ist, sind Berechtigte, an die sich das Rege- 
lungsangebot richtet, in Höhe der Leistungen zu 
entschädigen, die ihnen bei Annahme des Rege- 
lungsangebotes zugestanden hätten. § 18 gilt sinn- 
gemäß. 

§ 21 

Die Entschädigung nach §§ 18 bis 20 erhöht sich 
um den Betrag der Entschädigung und der Zinsen 
nach § 5 des Altsparergesetzes, wenn dem Berech- 
tigten bei Anerkennung des Rechts im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren ein Entschädigungsanspruch 
nach dem Altsparergesetz zugestanden hätte. Wäre 
ein Dritter nach dem Altsparergesetz entschädi- 
gungsberechtigt, so ist dieser Betrag dem Dritten 
auf Antrag zu zahlen. 

§ 22 

Dem § 3 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1253) wird folgende Ziffer 59 angefügt: 

„59. Entschädigungen aus Mitteln des Aus- 
gleichsfonds nach dem Dritten Abschnitt des 
Wertpapierbereinigungsschlußgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .), soweit 

sie für Zinsen geleistet werden, die nach 
Ziffer 45 und § 3 a steuerfrei sind." 


VIERTER ABSCHNITT 

Vorschriften für Schuldverschreibungen 
verlagerter Geldinstitute und Berliner 
Altbanken 

§ 23 

(1) Rechte aus Schuldverschreibungen der in § 64 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes bezeichneten 
verlagerten Geldinstitute können unabhängig da- 
von angemeldet oder nachträglich angemeldet wer- 
den, ob das verlagerte Geldinstitut wegen der Ver- 
bindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen in 
Anspruch genommen werden kann. 

(2) Ist eine Anmeldung oder eine Nachanmeldung 
nach § 69 des Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes als 
unzulässig abgelehnt worden, weil das verlagerte 
Geldinstitut wegen der Verbindlichkeiten aus der 
angemeldeten Schuldverschreibung nicht in An- 
spruch genommen werden kann, so ist das Ver- 
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fahren von der Prüfstelle unverzüglich aufzuneh- 
men. Bereits in Ansatz gebrachte Kosten sind auf 
die endgültig erwachsenden Kosten anzurechnen. 

(3) Eine Anmeldestelle, die ein Recht vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erfaßt hat, kann eine 
Anmeldung oder Nachanmeldung für den Berech- 
tigten vornehmen, es sei denn, daß nach § 19 Abs. 1 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes nur ein ande- 
res Kreditinstitut als Anmeldestelle tätig werden 
darf. 

(4) Uber Nachanmeldungen kann die Prüfstelle ent- 
scheiden, soweit ihr nach §§ 24, 25 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes und § 4 des Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 211) 
die Entscheidung über Anmeldungen zusteht. § 3 Abs. 3 
Satz 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes gilt sinnge- 
mäß. 

(5) Gutschriften dürfen nur insoweit erteilt wer- 
den, als das verlagerte Geldinstitut wegen der Ver- 
bindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen in 
Anspruch genommen werden kann. 

(6) Hält das verlagerte Geldinstitut die Voraus- 
setzungen einer Inanspruchnahme nicht für gegeben, 
so sind §§ 21 bis 27 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes vom 21. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1439) sinngemäß anzuwenden. Bei der sinnge- 
mäßen Anwendung dieser Vorschriften treten an 
die Stelle der Berliner Gerichte die für die Wert- 
papierart zuständige Kammer für Wertpapierbe- 
reinigung und das zuständige Oberlandesgericht 
sowie an die Stelle der Berliner Bankaufsichtsbe- 
hörde die für die Bestätigung der Umstellungsrech- 
nung des verlagerten Geldinstituts zuständige Lan- 
desbehörde. 

§ 24 

(1) Auf Schuldverschreibungen der in § 64 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes bezeichneten ver- 
lagerten Geldinstitute, die ihren Sitz in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verlegt haben oder 
noch verlegen, ist § 21 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes nicht anzuwenden. 

(2) Anträge nach § 64 Abs. 1 des Zweiten Geset- 
zes zur Änderung und Ergänzung des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes können nach dem Schlußtag 
nicht mehr gestellt werden. § 4 gilt sinngemäß. 

§ 25 

(1) Wer bei Schuldverschreibungen Berliner Alt- 
banken ein Recht beansprucht, das für einen ande- 
ren (bisheriger Anmelder) rechtskräftig anerkannt 
worden ist, kann bei der Kammer für Wertpapier- 
bereinigung die Änderung der Entscheidung zu 
seinen Gunsten beantragen, wenn für das aner- 
kannte Recht nach § 14 des Gesetzes des Landes 
Berlin vom 12. Juli 1951 zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes (Gesetz- 


und Verordnungsblatt für Berlin S. 530) keine Gut- 
schrift erteilt worden ist. Bei gesamtfälligen und 
teilfälligen Wertpapierarten gilt Satz 1 sinngemäß, 
wenn die Altbank für ein rechtskräftig anerkann- 
tes und als fällig festgestelltes Recht nach § 4 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes keine Zahlung ge- 
leistet hat. 

(2) Dem Antrag auf Änderung ist zu entsprechen, 
wenn das Recht bei einer Anmeldung oder Nachan- 
meldung des Antragstellers anerkannt worden 
wäre und der bisherige Anmelder mit der Ände- 
rung einverstanden ist. Wird dem Antrag entspro- 
chen, so gilt mit der Rechtskraft der Entscheidung 
an Stelle des bisherigen Anmelders der Antrag- 
steller als Anmelder des anerkannten Rechts. 

(3) Für den Antrag und das Prüfungsverfahren 
gelten die Vorschriften über Nachanmeldungen 
sinngemäß. Wird dem Antrag entsprochen, so ist 
die Entscheidung auch dem bisherigen Anmelder 
oder seinem Vertreter von Amts wegen zuzustel- 
len. Die sofortige Beschwerde steht auch dem bis- 
herigen Anmelder zu. 

(4) Die Vertretungsbefugnis der Anmeldestelle, 
deren sich der bisherige Anmelder bedient hat, gilt 
auch für das Prüfungsverfahren über den Antrag, 
wenn der bisherige Anmelder die Vertretungsbe- 
fugnis nicht dem Gericht gegenüber widerruft. § 34 
Abs. 2 Satz 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
gilt sinngemäß. 

(5) Entschädigung nach § 15 kann bei Versäu- 
mung eines rechtzeitigen Antrags nicht beansprucht 
werden. 

§ 26 

(1) Auf Schuldverschreibungen Berliner Altban- 
ken sind §§ 10, 11 nicht anzuwenden. Die Ansprüche 
aus dem Restbetrag der Sammelurkunde nach § 10 
Abs. 1 sowie aus den Schlußrechnungen und Er- 
gänzungsrechnungen nach § 11 Abs. 1 stehen dem 
Ausgleichsfonds zu. Bis zu einer anderweitigen ge- 
setzlichen Regelung können die Berliner Altbanken 
wegen dieser Verbindlichkeiten nicht in Anspruch 
genommen werden. 

(2) Auf Schuldverschreibungen der in § 64 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes bezeichneten 
verlagerten Geldinstitute ist § 11 nicht anzuwen- 
den. 

§ 27 

(1) Bei Schuldverschreibungen verlagerter Geld- 
institute und Berliner Altbanken hat Anspruch auf 
Entschädigung nach § 15 nur, wer bei Anerkennung 
seines Rechts im Wertpapierbereinigungsverfahren 
den Aussteller wegen der Verbindlichkeiten aus der 
Schuldverschreibung hätte in Anspruch nehmen 
können. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die auf Reichs- 
mark lautenden Schuldverschreibungen der Kon- 
versionskasse für deutsche Auslandsschulden. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Vorschriften für saarländische Wertpapiere 

§ 28 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
die Aktien veräußern, die nach § 8 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung 
der saarländischen Wertpapiere vom 16. Mai 1962 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 437) bei der Prüfstel- 
le hinterlegt worden sind. Die Erlöse aus den Ver- 
äußerungen fließen in den Ausgleichsfonds. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
verlangen, daß die Prüfstelle die Geldbeträge, die 
bei ihr nach §§ 8, 9 des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Bereinigung der saarländi- 
schen Wertpapiere hinterlegt worden sind, an den 
Ausgleichsfonds zahlt. Das gleiche gilt für die Geld- 
beträge, welche die Prüfstelle auf Grund der treu- 
händerischen Verwaltung nach § 10 Abs. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Bereinigung der saarländischen Wertpapiere erlangt 
hat. 

§ 29 

Für Wertpapiere, auf die das Gesetz zur Bereini- 
gung der saarländischen Wertpapiere in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. September 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 614) anzuwenden ist, 
gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts über 
die Entschädigung nach Abschluß der Wertpapier- 
bereinigung sinngemäß. Kammer für Wertpapier- 
bereinigung im Sinne des § 16 Abs. 4 ist im Saar- 
land eine Kammer für Handelssachen beim Land- 
gericht Saarbrücken; für das gerichtliche Verfahren 
gelten an Stelle der Vorschriften des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes § 10 Abs. 4 bis 6, § 14 Abs. 4 
des Gesetzes zur Bereinigung der saarländischen 
Wertpapiere sinngemäß. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Verschiedene Vorschriften 

§ 30 

Bei der Anerkennung eines Rechts ist nicht mehr 
festzustellen, ob das Recht nachgewiesen oder glaub- 
haft gemacht ist. Das anerkannte Recht ist wie ein 
nachgewiesenes Recht zu behandeln. 

§ 31 

Die Vorschriften des § 57 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes über die Bekanntgabe der Be- 
endigung des Wertpapierbereinigungsverfahrens 
sind auf Schuldverschreibungen nicht mehr anzu- 
wienden. 

§ 32 

(1) Können bei Aktien die Rechte aus Nachan- 
meldungen und Wiederanmeldungen, die in einem 


Bericht nach § 8 des Dritten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
zusammengefaßt sind, nicht voll berücksichtigt wer- 
den, so sind die Rechte in der Reihenfolge der 
Rechtskraft ihrer Anerkennung gutzuschreiben. Bei 
gleichzeitiger Rechtskraft entscheidet das Los; die 
Verlosung führt die Prüfstelle unter Beteiligung 
der Wertpapiersammelbank durch. Die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes als nachgewiesen an- 
erkannten Rechte sind vor den glaubhaft gemachten 
Rechten zu berücksichtigen. 

(2) Anmelder, denen keine Gutschrift erteilt wer- 
den kann, haben Anspruch auf Entschädigung in 
Geld aus Mitteln des Ausgleichsfonds. Für die Be- 
messung der Entschädigung gilt § 18 in Verbindung 
mit § 17 Abs. 1 sinngemäß; ist ein Recht vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtskräftig aner- 
kannt worden, so tritt an die Stelle des in § 17 
Abs. 1 bezeichneten Kalendermonats der Kalender- 
monat, der auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
folgt. 

(3) Die Prüfstelle zeigt dem Präsidenten des Bun- 
desausgleichsamts unverzüglich die Rechte an, für 
die nach Absatz 2 Entschädigung zu leisten ist. Die 
Entschädigung ist unverzüglich nach dem Bemes- 
sungstag zu berechnen und zugunsten des Anmel- 
ders über die Prüfstelle an die Änmeldestelle zu 
zahlen. 

§ 33 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
von der Prüfstelle und der Wertpapiersammelbank 
die Auskünfte verlangen, die zur Ausübung der 
ihm nach diesem Gesetz zustehenden Befugnisse 
und zur Erfüllung der ihm obliegenden Verpflich- 
tungen erforderlich sind. Die Aufwendungen, die der 
Prüfstelle und der Wertpapiersammelbank durch 
die Auskunfterteilung entstehen, sind von dem Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamts aus dem Aus- 
gleichsfonds zu erstatten, soweit sie angemessen 
sind. 

§ 34 

Die in § 10 Abs. 1 Satz 2, §§ 11 bis 14, 28 Abs. 2, 
§ 33 geregelten Ansprüche können im Wege der 
Klage vor den ordentlichen Gerichten geltend ge- 
macht werden. Das gleiche gilt für die im Dritten 
Abschnitt und in §§ 27, 29, 32 Abs, 2, 3 geregelten 
Entschädigungsansprüche, soweit nicht nach § 16 
Abs. 4 die Zuständigkeit der Kammern für Wert- 
papierbereinigung gegeben ist. 

§ 35 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zu bestimmen, 

1. daß die dem Amt für Wertpapierbereinigung 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung übertrage- 
nen Aufgaben zur Verwaltungsvereinfachung 
von einer anderen Behörde des Bundes wahrzu- 
nehmen sind; 
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2. bis zu welchem Zeitpunkt und in welchem Um- 
fang die Anmeldestellen, Prüfstellen und Wert- 
papiersammelbanken die Unterlagen über die 
Wertpapierbereinigung aufzubewahren haben. 

§ 36 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung die Aufgaben der nach § 29 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes gebildeten Kam- 
mern für Wertpapierbereinigung den Kammern für 
Handelssachen zu übertragen, sofern die Aufrecht- 
erhaltung der Kammern für Wertpapierbereinigung 
wegen des Rückgangs ihrer Aufgaben nicht mehr 
gerechtfertigt ist. Die Landesregierungen können 
die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen 
übertragen. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 37 

Aufgehoben werden: 

1. § 13 Abs. 1 Satz 2, §§ 69, 70 des Zweiten Geset- 
zes zur Änderung und Ergänzung des Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzes ; 

2. § 4 Abs. 1 bis 3, § 10 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes; 


3. § 54 Abs. 1 Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 3 Nr. 1 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes vom 20. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 824). 


§ 38 

Soweit dieses Gesetz auf das Wertpapierbereini- 
gungsgesetz Bezug nimmt, ist darunter je nach dem 
Geltungsbereich das Gesetz zur Bereinigung des 
Wertpapierwesens vom 19. August 1949 (WiGBl. 
S. 295) oder das entsprechende Gesetz des Landes 
Berlin vom 26. September 1949 (Verordnungsblatt 
für Groß-Berlin Teil I S. 346) zu verstehen. 


§ 39 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 
Reditsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 40 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Kalendermonats in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeine Bemerkungen 

1 . 

Das Bereinigungsverfahren nach dem Wertpapier- 
bereinigungsgesetz von 1949 und den drei dazu 
ergangenen Ergänzungsgesetzen hat sein Ziel, den 
durch Kriegs- und Nachkriegsereignisse zerrütteten 
Besitzstand zugunsten der rechtmäßigen Wertpapier- 
eigentümer wiederherzustellen, im wesentlichen 
erreicht. 

Dem Bereinigungsverfahren unterliegen rund 6300 
vor dem 9. Mai 1945 begebene Wertpapierarten, 
und zwar rund 4000 Aktienarten mit einem ur- 
sprünglichen Grundkapital von etwa 23 Milliarden 
Reichsmark und rund 2300 Schuldverschreibungs- 
arten mit einem ursprünglichen Emissionsbetrag von 
etwa 17 Milliarden Reichsmark. Für Aktien im 
Nennwert von über 99 '^/o und für Schuldverschrei- 
bungen im Nennwert von etwa 95 Vo dieser Emis- 
sionsbeträge sind nach Prüfung des rechtmäßigen 
Erwerbs entweder Lieferbarkeitsbescheinigungen 
ausgestellt oder im Bereinigungsverfahren Anmel- 
dungen anerkannt worden. Es kann angenommen 
werden, daß sich für den größten Teil der verblei- 
benden Beträge keine Berechtigten mehr melden 
werden. 

Das vorgesehene Gesetz soll die Wertpapierbereini- 
gung durch Abschlußfristen und andere Maßnahmen 
beendigen sowie Vorschriften über die Verwendung 
der nach Abschluß der Bereinigung verbleibenden 
Beträge für den Lastenausgleich treffen. Das Ge- 
setz soll zugleich die Ansprüche der Personen re- 
geln, die durch die gegenwärtigen politischen Ver- 
hältnisse oder andere Umstände unverschuldet ver- 
hindert waren, ihre Rechte bis zum Abschluß der 
Bereinigung geltend zu machen. 

Die eingangs genannten Gesetze und der vorliegen- 
de Entwurf betreffen nicht das Bereinigungsverfah- 
ren für die auf ausländische Währung lautenden 
Schuldverschreibungen deutscher Aussteller, das in 
dem Bereinigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds 
vom 25. August 1952 (BGBL I S. 553) und weiteren 
Vorschriften abweichend geregelt ist. Für die Aus- 
landsbondsbereinigung, die jetzt ebenfalls bis auf 
kleine Reste durchgeführt ist, sind gesetzgeberische 
Maßnahmen voraussichtlich nicht mehr erforderlich. 

2 . 

Der baldige Abschluß der Wertpapierbereinigung, 
die als Maßnahme zur Beseitigung von Folgen des 
Krieges und des Zusammenbruchs keine Dauerein- 
richtung bleiben kann, ist geboten, weil die ver- 
wickelten bereinigungsrechtlichen Vorschriften die 
Übersicht auf dem Gebiet des Wertpapierrechts be- 
einträchtigen und die mit ihrer Durchführung be- 
trauten Stellen erheblich belasten. Dies gilt insbe- 


sondere für die Kreditinstitute, die als Depotban- 
ken, Anmeldestellen, Prüfstellen und Wertpapier- 
sammelbanken maßgebend im B er einigungs verfah- 
ren mitwirken und denen nicht zugemutet werden 
kann, für diese schwierige und verantwortungs- 
volle Aufgabe auf unbestimmte Zeit Kräfte und 
Einrichtungen bereitzuhalten. 

Der Erste Abschnitt des Entwurfs* enthält die Vor- 
schriften, die zur Beendigung der Wertpapierberei- 
nigung erforderlich sind, und sieht hierfür in § 1 
als einheitlichen Schlußtag den 31. März 1964 vor. 
Als wichtigste Maßnahme zur Beendigung des Be- 
reinigungsverfahrens ist die zeitliche Beschränkung 
der Nachanmeldungen bis zum Schlußtag hervorzu- 
heben (§ 6). Ursprünglich, in den Vorschriften des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes von 1949, war zur 
Geltendmachung der Rechte im Bereinigungsver- 
fahren nur eine halbjährige Anmeldefrist (mit einer 
einjährigen Wiedereinsetzungsfrist) vorgesehen. 
Nachdem sich ergeben hatte, daß viele Berechtigte 
diese Frist versäumt hatten, wurden im Dritten Er- 
gänzungsgesetz von 1956 Nachanmeldungen bis zu 
einer anderweitigen gesetzlichen Regelung zuge- 
lassen. Von dieser Möglichkeit haben inzwischen, 
meist schon in den Jahren 1957 und 1958, über 
100 000 Berechtigte Gebrauch gemacht. Da die Zahl 
der Nachanmeldungen seit 1958 ständig stark zu- 
rückgegangen ist, erscheint es nunmehr zur Beendi- 
gung der Wertpapierbereinigung geboten, Nachan- 
meldungen nur noch für begrenzte Zeit — bis zum 
Schlußtag — zuzulassen. Den Berechtigten gegen- 
über, die bei den meisten Wertpapierarten dann 
über zehn Jahre Gelegenheit zu Anmeldungen oder 
Nachanmeldungen hatten, ist diese Maßnahme ver- 
tretbar, zumal ihnen bei unverschuldeter Fristver- 
säumung nach den Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts vollwertige Entschädigungsansprüche zu- 
stehen. 

3. 

Der Zweite Abschnitt des Entwurfs betrifft die bei 
der Bereinigung verbleibenden Beträge und holt 
insoweit die Bestimmungen nach, die in § 38 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes (WBG) und 
anderen Vorschriften der Wertpapierbereinigungs- 
gesetze ausdrücklich späterer Regelung Vorbehalten 
worden sind. Wie der Gesetzgeber in § 5 Abs. 1 
Nr. 4 des Lastenausgleichsgesetzes bereits grund- 
sätzlich bestimmt hat, sollen die nach Abschluß der 
Wertpapierbereinigung verbleibenden Beträge dem 
Ausgleichsfonds zufließen, also für Zwecke des 
Lastenausgleichs verwendet werden. 

In erster Linie handelt es sich bei den verbleibenden 
Beträgen (den sog. Bodensätzen) um die von An- 
meldeberechtigten bis zum Schlußtag nicht in An- 
spruch genommenen Beträge der Sammelurkunden, 
die von den Ausstellern für den Gesamtbetrag der 
durch die Bereinigung kraftlos gewordenen Wert- 
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papiere bei den Wertpapiersammelbanken zu hin- 
tcrlegen waren. Da die auf Reichsmark lautenden 
Sammelurkunden inzwischen meist durch DM-Ein- 
zelurkunden ersetzt worden sind, entfallen auf die 
Restbeträge der Sammelurkunden jetzt in der Regel 
entsprechende Miteigentumsanteile an Sammelbe- 
ständen von Aktien und Schuldverschreibungen, zu 
deren Veräußerung der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamts nach § 10 ermächtigt wird. Geldbeträge, 
die bei den Wertpapiersammelbanken als Kapital- 
fälligkeiten oder als Erträgnisse für die Restbeträge 
der Sammelurkunden angefallen sind, stehen nach 
der gleichen Vorschrift dem Ausgleichsfonds zu und 
müssen nach § 13 dem Ausgleichsfonds auf Ver- 
langen bereits nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
vorläufig zur Verfügung gestellt werden. 

Nach den weiteren Vorschriften des Zweiten Ab- 
schnitts fließen dem Ausgleichsfonds ferner die Be- 
träge zu, die bei fälligen Schuldverschreibungen 
— für die keine Sammelurkunden auszustellen 
waren — nicht angemeldet worden sind und wegen 
deren die Aussteller nach dem Ergebnis der Schluß- 
rechnungen weiter in Anspruch genommen werden 
können (§ 11). Andererseits sind aus dem Aus- 
gleichsfonds die Ansprüche zu bedienen, die sich 
zugunsten von Ausstellern aus Schlußrechnungen 
ergeben, wenn die Bereinigung aus besonderen 
Gründen zu einer Belastung des Ausstellers über 
die ursprünglichen Verpflichtungen hinaus geführt 
hat (§ 12), 

Schließlich soll der Ausgleichsfonds auch die Zinsen 
erhalten, die von den Wertpapiersammelbanken 
aus der verzinslichen Anlegung von Geldbeträgen 
erzielt worden sind, soweit diese Zinsen nicht den 
Wertpapiersammelbanken als Vergütung für ihre 
Tätigkeit verbleiben (§ 14). 

4. 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz enthält keine 
Vorschriften zugunsten der Berechtigten, die ihre 
Ansprüche nicht fristgemäß geltend machen. Man 
ging vielmehr davon aus, daß die Versäumung der 
Anmeldemöglichkeit zu einem endgültigen Rechts- 
verlust führe, wie er der Rechtsordnung bei der 
Versäumung von Ausschlußfristen auch sonst be- 
kannt ist (vgl. Eichhorn, Handbuch für die Wert- 
papierbereinigung, Vorbemerkung zu § 3 sowie Er- 
läuterungen Nr. 5 zu § 14 und Nr. 4 zu § 60 WBG; 
Ziganke, Wertpapierbereinigungsgesetz, Erläute- 
rungen Nr. 3 zu § 3, Nr.' 2 zu § 17 und Nr. 4 zu 
§ 60). Härten, die sich aus der Versäumung der 
ursprünglichen (verhältnismäßig kurzen) Anmelde- 
frist ergeben hatten, wurde — wie bereits oben 
unter Nr. 2 erwähnt — im Dritten Ergänzungsgesetz 
zum Wertpapierbereinigungsgesetz Rechnung ge- 
tragen, das nachträgliche Anmeldungen bis zu einer 
anderweitigen Regelung zuläßt. Die im Entwurf 
vorgesehene erneute zeitliche Beschränkung der 
Anmeldemöglichkeit bis zum Schlußtag könnte aber 
in Zukunft zu Unbilligkeiten führen, wenn nicht 
zugleich für Fälle unverschuldeter Fristversäumung 
eine entsprechende Regelung getroffen wird. Dies 
gilt insbesondere im Hinblick auf jene Bewohner 
der sowjetisch besetzten Zone Deutschlar Is und der 


deutschen Ostgebiete, die durch die gegenwärtigen 
politischen Verhältnisse an der Geltendmachung 
ihrer Rechte verhindert sind. 

Der Entwurf sieht daher im Dritten Abschnitt vor, 
daß Berechtigten, die ohne eigenes Verschulden die 
rechtzeitige Geltendmachung ihrer Ansprüche ver- 
säumen, Entschädigungsansprüche gegen den Aus- 
gleichsfonds zustehen (§ 15). Für die Höhe der Ent- 
schädigung soll grundsätzlich der Wert der Ver- 
mögensgegenstände maßgebend sein, die der Be- 
rechtigte bei einer Anerkennung im Bereinigungs- 
verfahren erlangt hätte (vgl. §§ 18 bis 21). Die Be- 
rechtigten erhalten hiernach volle Entschädigung 
für ihre nicht fristgemäß angemeldeten Wertpapiere 
(einschließlich der seit 1945 angefallenen Zinsen, 
Dividenden, Bezugsrechtserlöse und dgl.) und wer- 
den dadurch in aller Regel in die Lage versetzt, 
sich die Wertpapiere wieder zu beschaffen, wenn sie 
darauf noch Wert legen sollten. Diese weitgehende 
Regelung erscheint wegen der Entschädigungsbe- 
rechtigten aus der sowjetisch besetzten Zone 
Deutschlands und den deutschen Ostgebieten ange- 
zeigt, deren Belange durch die Beendigung der 
Wertpapierbereinigung nicht beeinträchtigt werden 
dürfen. 

Die Entschädigung soll aus Mitteln des Ausgleichs- 
fonds geleistet werden, dem nach den Vorschriften 
des Zweiten Abschnitts alle Beträge zufließen, die 
auf nicht angemeldete Rechte entfallen. Der An- 
spruch auf Entschädigung wird aber im Einzelfall 
nicht davon abhängig gemacht, ob und welche Be- 
träge der Ausgleichsfonds aus ider betreffenden 
Wertpapierart erlangt hat. Etwaige Fehlbeträge, die 
sich für den Ausgleichsfonds bei einzelnen Wert- 
papierarten ergeben können, werden durch die zu 
erwartenden weit höheren Überschüsse bei den an- 
deren Wertpapierarten ohne wesentliche Beein- 
trächtigung des finanziellen Gesamtergebnisses aus- 
geglichen werden. 

5. 

Bei der Beendigung der Wertpapierbereinigung 
sind die Besonderheiten zu berücksichtigen, die sich 
für Schuldverschreibungen verlagerter Geldinstitute 
und Berliner Altbanken aus den Vorschriften des 
Umstellungsrechts ergeben, nach denen die Aus- 
steller wegen ihrer Verbindlichkeiten aus den 
Schuldverschreibungen nur beschränkt in Anspruch 
genommen werden können. Entsprechende Vor- 
schriften finden sich im Vierten Abschnitt des Ent- 
wurfs. 

6. 

Während der Entwurf im übrigen nur Vorschriften 
für die Wertpapiere enthält, die nach dem Wert- 
papierbereinigungsgesetz und den dazu ergangenen 
Ergänzungsgesetzen bereinigt werden, betrifft der 
Fünfte Abschnitt die saarländischen Wertpapiere, 
deren Bereinigung nicht nach den im übrigen Bun- 
desgebiet geltenden Vorschriften, sondern nach be- 
sonderen Gesetzen des Saarlandes durchgeführt 
worden ist. Auch bei diesen Wertpapieren sollen 
die nicht angemeldeten Beträge dem Ausgleichs- 
fonds zustehen und umgekehrt Berechtigte, die an 
einer rechtzeitigen Geltendmachung ihrerAnsprüche 
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unverschuldet verhindert waren, aus Mitteln des 
Ausgleichsfonds entschädigt werden. 

7. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes auf den 
Ausgleichsfonds lassen sich nur grob schätzen. Sie 
hängen davon ab, in welchem Umfang die gegen- 
wärtigen Bodensätze bis zum Abschluß der Be- 
reinigung für anerkannte Rechte noch benötigt wer- 
den, welche Erlöse aus der Verwertung der end- 
gültig verbleibenden Bodensätze (insbesondere aus 
der Veräußerung der Aktien) erzielt werden kön- 
nen und welche Beträge aus Mitteln des Ausgleichs- 
fonds für Entschädigungen nach Abschluß der Be- 
reinigung aufgebracht werden müssen. 

Soweit die statistischen Unterlagen eine Schätzung 
erlauben und sich die weitere Entwicklung nach den 
bisherigen Erfahrungen übersehen läßt, kann an- 
genommen werden, daß dem. Ausgleichsfonds nach 
Abschluß der Bereinigung etwa 400 Millionen DM 
zufließen werden und daß im Laufe der Jahre etwa 
oin Zehntel dieses Betrages für Entschädigungslei- 
stungen verwendet werden muß. 

Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand 
werden im übrigen nicht betroffen. 

Die Durchführung des Gesetzes wird, soweit es sich 
um die Beendigung der Wertpapierbereinigung und 
die Verwertung der bei Abschluß der Bereinigung 
verbleibenden Beträge für den Ausgleichsfonds 
handelt, keine Verwaltungskosten nennenswerten 
Umfangs verursachen. Der Personalbedarf des Bun- 
desausgleichsamts für die Bearbeitung der im Drit- 
ten Abschnitt geregelten Entschädigungsansprüche 
gegen den Ausgleichsfonds läßt sich gegenwärtig 
noch nicht übersehen. Die dem Bund insoweit ent- 
stehenden Kosten werden jedenfalls durch die 
Ersparnisse bei der beabsichtigten Auflösung des 
Amts für Wertpapierbereinigung ausgeglichen wer- 
den, dessen Aufgaben nach § 35 Nr. 1 einer anderen 
Bundesbehörde (voraussichtlich dem Bundesaus- 
gleichsamt) übertragen werden sollen. 

8 . 

Das vorgesehene Gesetz bedarf nach Artikel 105 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 3 des 
Grundgesetzes wegen der einkommensteuerlichen 
Vorschriften in § 22 der Zustimmung des Bundes- 
rates. 


B. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Beendigung der Wertpapierbereinigung 

Zu § 1 

Wie in den Allgemeinen Bemerkungen unter Nr. 1 
und 2 ausgeführt, hat die im Jahre 1949 begonnene 
Wertpapierbereinigung ihr Ziel jetzt im wesent- 


lichen erreicht; sie soll daher möglichst bald be- 
endigt werden. Zur besseren Übersicht und zur Ver- 
meidung von Verwechslungen bei der Anwendung 
des Gesetzes wird für die verschiedenen Vorschrif- 
ten, die dem Abschluß der Bereinigung dienen 
oder damit in Zusammenhang stehen (vgl. insbe- 
sondere §§ 2 bis 7 und 10), ein einheitlicher Schluß- 
tag vorgesehen. 

Zu § 2 

Das Bereinigungsverfahren für eine Wertpapierart 
beginnt erst dann, wenn auf Antrag des Ausstellers 
nach § 4 WBG oder der zuständigen Landesbehörde 
(der früheren Bankaufsichtsbehörde) nach § 5 WBG 
von der Kammer für Wertpapierbereinigung rechts- 
kräftig festgestellt worden ist, daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Bereinigung vorliegen. 
Nach § 4 Abs. 1 WBG ist jeder Aussteller einer der 
Bereinigung unterliegenden Wertpapierart ver- 
pflichtet, den Feststellungsantrag innerhalb einer 
Ordnungsfrist zu stellen. Nach § 5 Abs. 1 WBG hat 
die zuständige Landesbehörde die gerichtliche Fest- 
stellung erforderlichenfalls selbst zu beantragen. 
Es kann daher angenommen werden, daß das Fest- 
stellungsverfahren für alle Wertpapierarten von 
wirtschaftlicher Bedeutung bereits durchgeführt ist. 
Solange Anträge nach §§ 4, 5 WBG gestellt werden 
können, bleibt aber die Möglichkeit, daß das Be- 
reinigungsverfahren für einzelne Wertpapierarten 
noch in Gang gesetzt wird. Hierbei kann es sich 
einmal um Wertpapiere von geringer Verbreitung 
und Bedeutung handeln, die bislang unbekannt ge- 
blieben sind, oder um solche, bei denen von einem 
Feststellungsantrag aus besonderen Gründen (z. B. 
wegen Vermögenslosigkeit des Ausstellers) zu- 
nächst abgesehen worden ist. Die Beendigung der 
Wertpapierbereiniung sollte wegen solcher Fälle 
nicht verzögert werden. Absatz 1 sieht deshalb vor, 
daß Feststellungsanträge nach dem Schlußtag nicht 
mehr gestellt werden können. Dies gilt auch für die 
Befugnis der zuständigen Landesbehörde, nach § 5 
Abs. 2 WBG die Feststellung zu beantragen, daß 
eine Wertpapierart nicht unter das Wertpapierbe- 
reinigungsgesetz fällt. 

Die zeitliche Beschränkung der Anträge nach §§ 4, 
5 WBG betrifft alle Wertpapierarten, auf welche die 
Vorschriften des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
anzuwenden sind (vgl. § 1 WBG, § 1 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes — ErgGesWBG — , § 38 Zweites 
ErigGesWBG, § 21 Drittes ErgGesWBG soiwie Arti- 
kel 6 des Gesetzes zum Zweiten deutsch^amerikani- 
schen Bereinigungsabkommen vom 26. April 1961 — 
BGBl. II S. 461). Sie gilt also auch für Wertpapier- 
arten, deren Aussteller ihren Sitz erst nach dem 
Schlußtag in die Bundesrepublik verlegen (vgl. § 21 
Abs. 1, 3 Drittes ErgGesWBG), so daß in diesen 
Fällen die Einleitung und Durchführung des Berei- 
nigungsverfahrens unmöglich wird. Andernfalls 
könnte, da Sitzverlegungen weiterhin zulässig 
bleiben, die Wertpapierbereinigung nicht endgültig 
abgeschlossen werden. Nach den bisherigen Erfah- 
rungen kann angenommen werden, daß nach dem 
Schlußtag, also fast zwanzig Jahre nach Kriegsende, 
keine Sitzverlegungen mehr stattfinden werden, die 
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ein Bereinigungsverfahren erforderlich machen und 
wirtschaftlich gerechtfertigt erscheinen lassen. 

Die Vorschriften in Absatz 2 verhindern, daß das 
Bereinigungsverfahren durch Anträge nach §§ 4, 5 
WBG vor dem Schlußtag noch in Gang gesetzt wird 
und Bekanntmachungen nach § 6 WBG notwendig 
werden, obwohl bereits feststeht, daß die Durch- 
führung der Bereinigung wirtschaftlich nicht gerecht- 
fertigt ist. In diesem Fall hat nach Satz 1 die Kam- 
mer für Wertpapierbereinigung das Feststellungs- 
verfahren einzustellen; gegen den Einstellungsbe- 
schluß steht, wie sich aus § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 4 
Satz 2 WBG ergibt, der zuständigen Landesbehörde 
und dem Aussteller die sofortige Beschwerde zu. 
Die Auslegungsregel in Satz 2 erleichtert dem Ge- 
richt die Beurteilung der Frage, unter welchen Vor- 
aussetzungen die Durchführung des Bereinigungs- 
verfahrens als wirtschaftlich nicht gerechtfertigt an- 
zusehen und daher der gesetzliche Einstellungs- 
grund gegeben ist. Bei einer rechtskräftigen Ein- 
stellung des Verfahrens soll nach Satz 3 der Fest- 
stellungsantrag wegen der in § 4 getroffenen Rege- 
lung als nicht gestellt gelten. 

Zu § 3 

Nach § 53 Abs. 1 Zweites ErgGesWBG kann die 
Kammer für Wertpapierbereinigung das Bereini- 
gungsverfahren für eine Wertpapierart einstweilen 
einstellen, wenn seine weitere Durchführung wirt- 
schaftlich nicht gerechfertigt ist. Das Gericht ordnet 
auf Antrag der zuständigen Landesbehörde die 
Fortsetzung des Verfahrens an, wenn sich nachträg- 
lich ergibt, daß seine Durchführung wirtschaftlich 
geboten ist. 

Um auch insoweit die Wertpapierbereinigung abzu- 
schließen, bestimmt Absatz 1 Satz 1, daß Anträge 
auf Fortsetzung eingestellter Verfahren nach dem 
Schlußtag nicht mehr gestellt werden können. Nach 
Satz 2 soll der Antrag wegen der Vorschriften in 
§ 4 als nicht gestellt gelten, wenn das Gericht die 
Fortsetzung des Verfahrens rechtskräftig ablehnt. 

Wird das Bereinigungsverfahren nicht weiter durch- 
geführt, weil ein Fortsetzungsantrag nicht recht- 
zeitig gestellt worden ist (oder als nicht gestellt 
gilt), so hat die Sammelurkunde ihre Bedeutung 
verloren. Sie soll daher nach Absatz 2 mit dem 
Schlußtag kraftlos werden. Damit werden auch etwa 
bereits erteilte Gutschriften gegenstandslos. Die 
rechtskräftige Anerkennung von Rechten im Berei- 
nigungsverfahren behält jedoch für die Geltend- 
machung der Rechte außerhalb des Bereinigungsver- 
fahrens ihre Bedeutung (vgl. § 4 Satz 2). 

Zu § 4 

Wie sich aus §§ 2, 3 ergibt, wird das Bereinigungs- 
Verfahren für eine Wertpapierart nicht mehr durch- 
geführt, wenn bis zum Schlußtag kein Feststellungs- 
antrag nach §§ 4, 5 WBG oder — bei einstweilen 
eingestellten Verfahren — kein Fortsetzungsantrag 
nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Zweites ErgGesWBG gestellt 
worden ist. Die Berechtigten haben dann keine Mög- 
lichkeit, ihre Rechte aus den nach § 3 WBG kraft- 
los gewordenen Wertpapieren im Bereinigungsver- 


fahren geltend zu machen. Es erscheint auch nicht 
angängig, die einmal kraftlos gewordenen Wert- 
papiere wieder in Kraft zu setzen und ihre Legi- 
timationswirkung wiederherzustellen. Ähnlich wie 
bei Wertpapieren, die im Aufgebotsverfahren für 
kraftlos erklärt worden sind (vgl. § 1018 Abs. 1 
ZPO), soll daher nach dem Schlußtag die unmittel- 
bare Geltendmachung der Rechte aus den nach § 3 
WBG kraftlos gewordenen Wertpapieren dem Ver- 
pflichteten gegenüber möglich sein. Diese Befugnis 
muß demjenigen zustehen, dessen Recht im Berei- 
nigungsverfahren (nach § 21 WBG) anerkannt wor- 
den wäre. 

Diese Regelung gilt, wie Satz 1 klarstellt, nicht nur 
für die Rechte aus einem bestimmten Wertpapier, 
sondern bei sammelverwahrten Wertpapieren auch 
für den Anteil an einem Sammelbestand. Sie betrifft 
alle Rechte, die in den kraftlos gewordenen Wert- 
papieren früher verbrieft waren, ermöglicht also 
bei Aktien auch die Ausübung des Stimmrechts. 

Für Wertpapierarten, die unter § 21 Drittes ErgGes- 
WBG fallen und für die kein rechtzeitiger Fest- 
stellungsantrag nach §§ 4, 5 WBG gestellt wird, ist 
die Vorschrift gegenstandslos. Denn bei den unter 
§ 21 Drittes ErgGesWBG fallenden Wertpapierarten 
werden die Wertpapiere erst am Stichtag, also nur 
dann kraftlos, wenn ein Feststellungsantrag nach 
§§ 4, 5 WBG rechtzeitig gestellt worden ist (vgl. 
§ 21 Abs. 2 Satz 1 Drittes ErgGesWBG in Verbin- 
dung mit §§ 3, 6 WBG). 

Zu § 5 

Die Gesetze über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der Wertpapierbereini- 
gung enthalten besondere Vorschriften über den 
Ausweis als Aktionär, um die Ausübung von Mit- 
gliedschaftsrechten aus Aktien, die nach § 3 WBG 
kraftlos geworden sind, während der Durchführung 
des Bereinigungsverfahrens sicherzustellen. Sie ver- 
längern ferner die Frist, die nach § 107 des Aktien- 
gesetzes zwischen der Einberufung und dem Tag 
der Hauptversammlung liegen muß, wenn eine der 
von der Gesellschaft ausgegebenen Aktienarten 
nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz zu berei- 
nigen ist (vgl. dazu auch § 57 Abs. 2, 3 Zweites 
ErgGesWBG). 

Für Aktienarten, bei denen das Bereinigungsverfah- 
ren mangels eines rechtzeitigen Antrages nach §§ 4, 
5 WBG oder § 53 Abs. 1 Satz 2 Zweites ErgGesWBG 
nicht durchgeführt wird, besteht für diese Sonder- 
vorschriften kein Bedürfnis mehr. 

Zu § 6 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage können Nach- 
anmeldungen bis zu einer anderweitigen gesetz- 
lichen Regelung (vgl. § 4 Abs. 1 Drittes ErgGes- 
WBG), also zeitlich unbeschränkt vorgenommen 
werden. Um die Wertpapierbereinigung in ange- 
messener Zeit zu beendigen, sollen Nachanmeldun- 
gen nach Satz 1 nur noch bis zum Schlußtag zuläs- 
sig sein. § 4 Abs. 1 Drittes ErgGesWBG wird in 
§ 37 Nr. 2 aufgehoben. Wie bereits in den Allge- 
meinen Bemerkungen unter Nr. 2 dargelegt, kann 
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nach der bisherigen Entwicklung ein Bedürfnis für 
Nachanmeldungen über diesen Zeitpunkt hinaus 
nicht mehr anerkannt werden. Auf die Notwendig- 
keit, Nachanmeldungen bis zum Schlußtag vorzu- 
nehmen, wird die Öffentlichkeit besonders hinge- 
wiesen werden. Berechtigte, die eine rechtzeitige 
Nachanmeldung ohne eigenes Verschulden versäu- 
men, werden durch die Entschädigungsregelung im 
Dritten Abschnitt des Entwurfs ausreichend ge- 
schützt. 

In Satz 2 wird einmal klargestellt, daß der Schluß- 
tag für den Eingang der Nachanmeldungen bei der 
Anmeldestelle maßgebend ist, deren Vermittlung 
sich der Anmelder bedient. Zugleich wird aber zur 
beschleunigten Durchführung des Verfahrens und 
im Hinblick auf die Veräußerungsermächtigung in 
§ 10 bestimmt, daß Nachanmeldungen als verspätet 
gelten, wenn sie von der Anmeldestelle später als 
drei Monate nach dem Schlußtag der Prüfstelle vor- 
gelegt werden (vgl. die ähnliche Regelung in § 44 
Abs. 1 Zweites ErgGesWBG). Versäumt die An- 
meldestelle diese Vorlegungsfrist, so verliert der 
Berechtigte auch dann die Möglichkeit, eine Aner- 
kennung im Bereinigungsverfahren zu erlangen, 
wenn er die Nachanmeldung bis zum Schlußtag bei 
der Anmeldestelle eingereicht hatte. Der Berech- 
tigte ist in 'diesem Fall aber nicht auf die Geltend- 
machung von Schadensersatzansprüchen gegen die 
Anmeldestelle angewiesen. Er kann vielmehr, wenn 
sein Recht im Bereinigungsverfahren anerkannt 
worden wäre, nach den Vorschriften des Dritten 
Abschnitts Entschädigung aus dem Ausgleichsfonds 
verlangen, da es hierfür nur darauf ankommt, daß 
ihn selbst an der Fristversäumung kein Verschulden 
trifft (vgl. § 15 Abs. 1), ein Verschulden der An- 
meldestelle ihm also nicht angerechnet wird. 

Zu § 7 

Die Vorschrift erweitert im Interesse der Berech- 
tigten die Zulässigkeit von Wiederanmeldungen 
durch eine Neufassung des § 2 Drittes ErgGesWBG 
und eröffnet ferner eine neue Frist für Wiederan- 
meldungen, die gegenwärtig nicht mehr vorgenom- 
men werden können, weil die in § 4 Abs. 2 Satz 1 
Drittes ErgGesWBG gesetzte Frist bereits seit Jah- 
ren abgelaufen ist. 

Nach § 2 Drittes ErgGesWBG in der ursprünglichen 
Fassung sind Wiederanmeldungen nur dann zuläs- 
sig, wenn eine Anmeldung vor dem 1. Januar 1957 
rechtskräftig abgelehnt worden ist. Diese Voraus- 
setzung wird nach Absatz 1 in zweifacher Hinsicht 
erweitert. Wiederanmeldungen können nunmehr un- 
abhängig von dem Zeitpunkt der rechtskräftigen 
Ablehnung vorgenommen werden. Außerdem sollen 
Wiederanmeldungen auch dann zulässig sein, 
wenn eine Nachanmeldung rechtskräftig abgelehnt 
worden ist. Diese Erweiterungen dienen der Beseiti- 


Unter „Anmeldung" ist nach dem Sprachgebrauch der 
Wertpapierbereinigungsgesetze nur eine Anmeldung 
nach den ursprünglichen Vorschriften (§§ 14 ff. WBG) 
zu verstehen, nicht jedoch die Geltendmachung eines 
Rechts im Wege der Nachanmeldung oder Wieder- 
anmeldung, die stets als solche bezeichnet werden. 


gung von Härten, die sich nach den bisherigen Vor- 
schriften ergeben haben, und erscheinen im Hinblick 
auf die bevorstehende Beendigung der Bereinigung 
geboten. 

Gegenüber der gegenwärtigen Regelung, nach der 
nur öffentliche Urkunden und von den privaten Ur- 
kunden nur Bankbescheinigungen als Grundlage für 
Wiederanmeldungen berücksichtigt werden (vgl. § 2 
Abs. 1 Drittes ErgGesWBG), sollen ferner nach Ab- 
satz 1 Urkunden aller Art zugelassen werden. Dies 
entspricht § 580 Nr. 7 Buchstabe b ZPO. 

Durch die Eröffnung einer neuen Frist für Wieder- 
anmeldungen in Absatz 2 Satz 1 sollen die Berech- 
tigten, deren Anmeldungen oder Nachanmeldungen 
wegen Beweisfälligkeit abgelehnt worden sind und 
die nachträglich ausreichende Beweismittel (z. B. aus 
der sowjetisch besetzten Zone) erlangt haben, 
vor dem endgültigen Abschluß der Bereinigung 
nochmals die Möglichkeit erhalten, ihre Rechte gel- 
tend zu machen. Die Vorschriften in Satz 2 entspre- 
chen der für Nachanmeldungen getroffenen Rege- 
lung (vgl. die Bemerkungen zu § 6 Satz 2) mit der 
Maßgabe, daß Wiederanmeldungen bei der An- 
meldestelle eingereicht werden müssen, die den An- 
melder in dem früheren Prüfungsverfahren ver- 
treten hat. 

In § 37 Nr. 2 werden die bisherigen Vorschriften 
über Wiederanmeldungen (§ 4 Abs. 2, 3 Drittes 
ErgGesWBG), die wegen der Neuregelung nicht 
mehr anwendbar sind, ausdrücklich aufgehoben. 

Zu § 8 

Nach der Fassung von § 1 Abs. 1 Satz 2 Drittes 
ErgGesWBG ist in der Rechtsprechung und im 
Schrifttum (vgl. OLG Düsseldorf in Wertpapier- 
Mitteilungen 1957 Teil IV B S. 1203; Erläuterungen 
von Kellmereit/Schindelwick zum Dritten ErgGes- 
WBG in der Sonderbeilage Nr. 9/1956 der Wert- 
papier-Mitteilungen Teil IV B — Nr. 9 zu § 1) an- 
genommen worden, daß bei Zurücknahme einer 
Nachanmeldung eine erneute Nachanmeldung nicht 
zulässig sei. Da Nachanmeldungen nach § 6 in Ver- 
bindung mit § 1 nur noch begrenzte Zeit möglich 
sind, ist diese Beschränkung nicht mehr erforder- 
lich. Im Interesse der Berechtigten werden daher 
nach Absatz 1 Nachanmeldungen auch dann zuge- 
lassen, wenn eine frühere Nachanmeldung zurück- 
genommen worden ist. Da es im Hinblick auf § 60 
Abs. 2 WBG zweifelhaft sein kann, ob eine als un- 
zulässig abgelehnte Nachanmeldung nach der Än- 
derung der Zulässigkeitsvoraussetzungen wieder- 
holt werden kann, wird außerdem die Wieder- 
^ holung ausdrücklich zugelassen. 

Die gleiche Regelung ist in Absatz 2 für Wiederan- 
meldungen vorgesehen, um auch insoweit Härten aus- 
zuschließen und den Anmeldern vor dem Schlußtag 
nochmals die Möglichkeit zu geben, ihre Rechte 
geltend zu machen. Dabei wird berücksichtigt, daß 
Wiederanmeldungen nicht „als unzulässig" abgelehnt 
worden sind, wenn Voraussetzungen des § 2 Drittes 
ErgGesWBG (z. B. die für die Vornahme einer Wie- 
deranmeldung zugelassenen Beweismittel) gefehlt 
haben. 
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Zu § 9 

Nach § 21 Abs. 1, § 27 Satz 2 Drittes ErgGesWBG 
sind die erst im Dritten ErgGesWBG getroffenen 
Vorschriften über Nachanmeldungen und Wiederan- 
meldungen auf die nach § 21 Drittes ErgGesWBG 
in die Bereinigung einbezogenen Wertpapierarten 
nicht anwendbar (vgl. BGH in Wertpapier-Mit- 
teilungen 1961 Teil IV B S. 892). Da die Gründe, 
die zu der Zulassung von Nachanmeldungen und 
Wiederanmeldungen geführt haben, nach den in- 
zwischen gewonnenen Erfahrungen aber auch bei 
diesen Wertpapierarten zutreffen, wird eine ent- 
sprechende Regelung vorgesehen. 

Diese Regelung soll auch für die auf Reichsmark 
lautenden Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse gelten (vgl. Gesetz zur Bereinigung der auf 
Reichsmark lautenden Wertpapiere der Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschulden vom 
5. März 1955 — BGBl. I S. 86), bei denen Nachan- 
meldungen und Wiederanmeldungen nach der ge- 
genwärtigen Rechtslage ebenfalls nicht zugelassen 
sind (vgl. KG in Wertpapier-Mitteilungen 1960 
Teil IV B S. 522). 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verwendung der nach Abschluß der 
Wertpapierbereinigung verbleibenden Beträge 
für den Lastenausgleich 

Zu § 10 

Die Vorschrift trifft die Bestimmungen über die im 
Bereinigungsverfahren nicht beanspruchten Beträge 
der Sammelurkunden, die in § 38 Abs. 2 WBG 
späterer gesetzlicher Regelung Vorbehalten worden 
sind. Nach den Ausführungen unter Nr. 3 der All- 
gemeinen Bemerkungen sollen diese Beträge, wie 
der Gesetzgeber in § 5 Abs. 1 Nr. 4 des Lasten- 
ausgleichsgesctzes bereits grundsätzlich entschieden 
hat, nach Abschluß der Wertpapierbereinigung dem 
Ausgleichsfonds zugeführt werden. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts, der nach 
§ 319 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes den Aus- 
gleichfonds verwaltet, wird daher in Absatz 1 Satz 1 
ermächtigt, die Rechte zu veräußern, die auf den 
nicht angemeldeten Betrag der Sammelurkunde ent- 
fallen. Gegenstand der Veräußerung werden in der 
Regel die Wertpapiere (Aktien und Schuldverschrei- 
bungen) sein, die der Aussteller bei der Wert- 
papiersammelbank für die Sammelurkunde einge- 
liefert hat. In Betracht kommen aber auch andere 
Rechte, die an die Stelle der Sammelurkunde ge- 
treten sind, z. B. in Umwandlungsfällen Anteile an 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Von 
der Veräußerung ausgeschlossen bleibt der durch 
Anmeldungen, Nachanmeldungen und Wiederan- 
meldungen belegte Betrag, um die bereinigungs- 
rechtliche Gutschrift für alle fristgerecht geltend ge- 
machten Rechte sicherzustellen. Da der durch An- 
meldungen belegte Betrag erst zwei Jahre nach 
dem Stichtag (vgl. § 44 Zweites ErgGesWBG) und 
der durch Nachanmeldungen oder Wiederanmeldun- 
gen belegte Betrag erst drei Monate nach dem 


Schlußtag (vgl. § 6 Satz 2, § 7 Abs. 2 Satz 2) end- 
gültig feststehen, wird die Veräußerungsermäch- 
tigung auch zeitlich entsprechend eingeschränkt. 

Bei den in Absatz 1 Satz 2 genannten Geldbeträgen 
kann es sich um Kapitalfälligkeiten, Erträgnisse 
und andere Barbeträge (z. B. aus der Verwertung 
von Bezugsrechten) handeln, welche die Wertpapier- 
sammelbank für den verbleibenden Betrag der Sam- 
melurkunde erlangt hat (vgl. § 54 Abs. 1 Zweites 
ErgGesWBG). Da insoweit eine Veräußerung nicht 
in Frage kommt, wird bestimmt, daß der Präsident 
des Bundesausgleichsamts Zahlung dieser Beträge 
von der Wertpapiersammelbank verlangen kann. 

Da die Erlöse aus den Veräußerungen und die von 
den Wertpapiersammelbanken gezahlten Geldbe- 
träge nach Absatz 1 Satz 3 in den Ausgleichsfonds 
fließen, dürfen sie nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes nur zu Ausgleichsleistun- 
gen verwendet werden. Unter Erlösen sind dabei 
! die Beträge zu verstehen, die bei den Veräußerun- 
gen unter Berücksichtigung der entstehenden Un- 
kosten (wie Bankprovisionen und dgl.) tatsächlich 
erzielt werden. 

Soweit die vorhandenen Unterlagen eine Schätzung 
erlauben, kommen für Veräußerungen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Aktien im Nennwert von etwa 150 
Millionen DM — davon etwa die Hälfte börsen- 
gängige Aktien — und Schuldverschreibungen von 
etwa 15 Millionen DM in Betracht. Bei der im Ver- 
gleich zu den Emmissionsbeträgen und den laufen- 
I den Umsätzen geringen Höhe dieser Beträge ist 
eine Beeinträchtigung der Wertpapiermärkte durch 
die Veräußerungen, die sich über mehrere Jahre 
hinziehen dürften, kaum zu befürchten. Um keine 
Besorgnisse in dieser Richtung aufkommen zu lassen, 
wird in Absatz 2 Satz 1, 2 ausdrücklich bestimmt, 
daß der Präsident des Bundesausgleichsamts bei den 
Veräußerungen auf die Lage an den Wertpapier- 
märkten Rücksicht nehmen und hierzu einen Sach- 
verständigenausschuß hören soll, dessen Mitglieder 
von den zuständigen Bundesministern bestellt wer- 
den. Mit diesem Ausschuß wird der Präsident des 
Bundesausgleichsamts insbesondere die allgemeine 
Marktlage und andere grundsätzliche Gesichts- 
punkte zu erörtern haben, die für eine marktge- 
rechte Verwertung der Bodensätze von Bedeutung 
sein können. Eine darüber hinausgehende Mitwir- 
kung des Ausschusses bei den einzelnen Maßnah- 
men zur Verwertung der Bodensätze ist nicht vor- 
gesehen. Nach Satz 3 soll der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamts jedoch die Wertpapiere im Beneh- 
men mit der Deutschen Bundesbank veräußern, 
deren Sachkunde die Gewähr für eine reibungslose 
Durchführung der Veräußerungen bietet. 

Absatz 3 gewährleistet, daß die Veräußerung von 
Miteigentumsanteilen nach depotrechtlichen Grund- 
sätzen (vgl. insbesondere §§ 7, 24 des Depotgeset- 
zes) durchgeführt werden kann, und trägt damit 
der Geschäftspraxis der Wertpapiersammelbanken 
Rechnung. 

§ 55 Zweites und § 26 Drittes ErgGesWBG enthal- 
ten aktienrechtliche Sonderbestimmungen für die 
Aktien, die auf den nicht durch Anmeldungen be- 
legten Betrag der Sammelurkimde entfallen oder 
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für die im Bereinigungsverfahren Gutschriften nicht 
erteilt worden sind. Wenn diese Aktien durch Ver- 
äußerungen nach y\bsatz 1 Satz i in den Verkehr 
gelangen, müssen für sie die allgemeinen gesetz- 
lichen und satzungsmäßigen Bestimmungen gelten. 
Absatz 4 schließt daher für die veräußerten Aktien 
die Anwendung der genannten Sonderbestimmun- 
gen aus. 

Zu §§ 11, 12 

Diese Vorschriften enthalten die in § 12 Abs. 2 und 
§ 13 Abs. 2 Zweites ErgGesWBG vorbehaltene 

nähere Regelung der Ansprüche aus Schlußrechnun- 
gen. 

Nach § 11 Abs. 1 und § 12 Abs. 1 sollen diese An- 
sprüche dem Ausgleichsfonds zustehen oder aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds erfüllt werden. Im 
Ergebnis werden also auch insoweit die nach Ab- 
schluß der Wertpapierbereinigung verbleibenden 
Beträge dem Ausgleichsfonds ziigeführt, wie es § 5 
Abs. 1 Nr. 4 des Lastenausglcichsgesetzes vorsieht. 
Durch die Berücksichtigung der Rechte aus Nachan- 
meldungen und Wiederanmeldungen kann sich der 
aus der Schlußrechnung ergebende Betrag einer 
weiteren Inanspruchnahme des Ausstellers (§ 11) 
nachträglich vermindern und der eines Entschädi- 
gungsanspruchs (§ 12) nachträglich erhöhen. Um 
Rückzahlungen oder Nachzahlungen zu vermeiden, 
ist daher vorgesehen, daß sich in beiden Fällen der 
zu zahlende Betrag nach der Ergänzungsrechnung 
bestimmt, die erst nach Abschluß aller Prüfungs- 
vorfahren aufzustellen ist (vgl. § 14 Drittes ErgGes- 
WBG in Verbindung mit § 11 Abs. 1 Zweites Erg- 
GesWBG). 

Die Vorschriften in § 11 Abs, 2 und § 12 Abs. 2 
regeln das Verfahren und bestimmen die Fälligkeit 
der Ansprüche. 

§ 12 Abs, 3 soll Härten vermeiden, die sich im Ein- 
zelfall aus der Notwendigkeit, die Aufstellung und 
Bestätigung der Ergänzungsrechnung abzuwarten, 
ergeben können, z. B. wenn dem Aussteller aus 
einer schon vor vlahren bestätigten Schlußrechnung 
ein Entschädigungsanspruch in beträchtlicher Flöhe 
zusteht. 

Für die Feststellung des Entschädigungsanspruchs 
nach § 15 Drittes ErgGesWBG gelten die für die 
Aufstellung der Schlußrechnungen erlassenen Vor- 
schriften des § 11 Zweites ErgGesWBG sinngemäß. 
Nach § 12 Abs. 4 sollen daher die Vorschriften, die 
für die Erfüllung der Entschädigungsansprüche aus 
Schlußrechnungen vorgesehen sind, auf den Ent- 
schädigungsanspruch nach § 15 Drittes ErgGesWBG 
sinngemäß angewendet werden. 

Nach § 13 Abs. 1 Satz 2 Zweites ErgGesWBG stehen 
Aaisstellern, die Geldinstitute sind, keine Entschädi- 
gungsansprüche aus Schlußrechnungen zu. Diese 
Vorschrift beruhte auf der Erwägung, daß die sich 
aus Schlußrechnungen ergebenden Mehrleistungen 
der Geldinstitute über eine Berichtigung der Umstel- 
lungsrechnung mit entsprechender Zuteilung weite- 
rer Ausgleichsforderungen ausgeglichen werden 
könnten (vgl. die Begründung zu §§ 12, 13 Zweites 


ErgGesWBG). Inzwischen hat sich ergeben, daß ein 
solcher Ausgleich nur mit unverhältnismäßig gro- 
ßem Verwaltungsaufwand herbeizuführen wäre. 
Dies gilt besonders für Schlußrechnungen über die 
Erträge, die für eine Berichtigung der Umstellungs- 
rechnung in Erträgnisfälligkeiten vor dem Wäh- 
rungsstichtag und spätere Fälligkeiten aufzuteilen 
wären. Hinzu kommt, daß Mehrleistungen, die zu 
einem Entschädigungsanspruch nach § 13 Abs, 1 
Zweites ErgGesWBG führen, bei den meisten Geld- 
instituten nur aus Schlußrechnungen über die Er- 
träge zu erwarten sind. Diese Mehrleistungen sind 
in der Regel geringer als die Beträge, in deren Höhe 
die Geldinstitute aus Schlußrechnungen für das Ka- 
pital nach § 12 Abs. 1 Zweites ErgGesWBG in An- 
spruch genommen werden können und nach § 11 
Barleistungen erbringen müssen. § 12 Abs. 5 soll 
daher — unter Aufhebung von § 13 Abs. 1 Satz 2 
Zweites ErgGesWBG (vgl § 37 Nr. 1) — insoweit 
eine Verrechnung ermöglichen und zugleich zur 
Verwaltungsvereinfachung beitragen. Da die Geld- 
institute hinsichtlich des Ausgleichs von Mehr- 
leistungen jetzt den übrigen Ausstellern gleichge- 
stellt werden, entfällt zukünftig insoweit eine Be- 
richtigung der Umstellungsrechnung. 


Zu § 13 

Nach § 54 Abs. 2 Zweites ErgGesWBG hat die Werl- 
papiersammelbank die Geldbeträge, die sie (als 
Kapitalfälligkeiten, Erträgnisse und dgl.) für den 
durch Gutschriften nicht belegten Teil der Sammel- 
urkunde erlangt, verzinslich anzulegen. Wie sich 
aus § 10 Abs. 1 Satz 2 ergibt, stehen diese Geld- 
beträge, soweit sie nicht für Gutschriften im Berei- 
nigungsverfahren benötigt werden, nach Abschluß 
der Bereinigung dem Ausgleichsfonds zu. Um die 
Geldbeträge für Zwecke des Lastenausgleichs (ins- 
besondere zur beschleunigten Zahlung der Haupt- 
entschädigung) möglichst bald nutzbar zu machen, 
sollen sie nach Satz 1 dem Ausgleichfonds auf Ver- 
langen schon vor dem in § 10 Abs. 1 Satz 2 ge- 
nannten Zeitpunkt darlehensweise zur Verfügung 
gestellt werden. Auf eine Verzinsung kann dabei 
verzichtet werden, weil die von der Wertpapier- 
sammelbank erlangten Zinsen nach § 14 Abs. 1 an 
den Ausgleichsfonds wieder abzuführen wären. 

Die Rückzahlungspflicht nach Satz 2 stellt sicher, daß 
die Durchführung des Gutschriftverfahrens bis 
zum Ende der Bereinigung nicht beeinträchtigt wird. 
Es kann im übrigen erwartet werden, daß der Prä- 
sident des Bundesausgleichsamts für die laufenden 
Gutschriften einen entsprechenden Verfügungs- 
bestand bei der Wertpapiersammelbank stehen las- 
sen wird. 

Insgesamt dürfte es sich bei den Geldbeträgen, die 
dem Ausgleichsfonds nach Satz 1 schon beim In- 
krafttreten des Gesetzes zur Verfügung zu stellen 
sind, um etwa 150 Millionen DM handeln. Für Gut- 
schriften im Bereinigungsverfahren wird hiervon 
voraussichtlich nur ein kleiner Teil noch benötigt 
werden. 
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Zu § 14 

Die Zinsen aus der verzinslichen Anlegung von 
Geldbeträgen nach § 54 Abs. 2 Zweites ErgGesWBG 
werden, wie sich aus §§ 13, 25 Drittes ErgGesWBG 
ergibt, bei Gutschriften auf anerkannte Rechte nicht 
anteilmäßig ausgeschüttet (vgl. die Begründung zu 
§ 25 Drittes ErgGesWBG), sind also endgültig „ver- 
bleibende Beträge" im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 4 
des Lastenausgleichsgesetzes. Sie sollen daher nach 
Absatz 1 ebenfalls dem Ausgleichsfonds zur Ver- 
fügung stehen. 

Die "Wertpapiersammelbanken erhalten für ihre 
allgemeine Mitwirkung im Bereinigungsverfahren 

— dessen Durchführung auch in ihrem Interesse lag 

— keine Entschädigung. Für die Erfüllung der be- 
sonderen Aufgaben, die ihnen bei der Verwaltung 
der (nach dem Entwurf dem Ausgleichsfonds zur 
Verfügung stehenden) Bodensätze nach § 54 Abs. 1 
Zweites ErgGesWBG obliegen und die einen zu- 
sätzlichen Verwaltungsaufwand bedingen, soll ihnen 
nach § 25 Satz 2 Drittes ErgGesWBG jedoch eine 
Vergütung aus den in Absatz 1 genannten Zinsen 
zustehen. 

Die in Absatz 2 Satz 1 vorgesehene Pauschalver- 
gütung, die im Benehmen mit der Arbeitsgemein- 
schaft deutscher Kassenvereine als Vertretung der 
acht Wertpapiersammelbanken Errechnet worden 
ist, trägt Art und Umfang der zu vergütenden Tätig- 
keit sowie dem Gebot sparsamer Verwendung der 
Mittel des Ausgleichsfonds angemessen Rechnung. 
Bei ihrer Bemessung ist berücksichtigt worden, daß 
die Wertpapiersammelbanken auch schon vor Erlaß 
des Zweiten ErgGesWBG aus der Anlage von Bar- 
beträgen Zinseinnahmen erzielt haben und daß 
dieser sog. Vorempfang nicht nach Absatz 1 an den 
Ausgleichsfonds abzuführen ist. 

Aussteller von Pfandbriefen und verwandten 
Schuldverschreibungen, die sich für die Eigenver- 
wahrung der Sammelurkunden entschieden haben 
(vgl. § 12 Abs. 3 WBG und §§1,2 der Verwaltungs- 
anordnung Nr. 4), gelten insoweit als Wertpapier- 
sammelbanken, sind also ebenfalls zur Herausgabe 
der Zinsen nach Absatz 1 unter Abzug der pauscha- 
len Vergütung nach Absatz 2 Satz 1 verpflichtet. 
Absatz 2 Satz 2 berücksichtigt, daß bei der Berech- 
nung der pauschalen Vergütung von den Verhält- 
nissen bei den eigentlichen Wertpapiersammelban- 
ken ausgegangen worden ist und die besonderen 
Umstände bei den genannten Instituten eine andere 
Berechnung rechtfertigen können. 


DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigung nach Abschluß der Wertpapier- 
bereinigung 

Zu § 15 

Wie unter Nr. 4 der Allgemeinen Bemerkungen aus- 
geführt, entspricht es der Billigkeit, nach Abschluß 
der Wertpapierbereinigung Entschädigung aus Mit- 
teln des Ausgleichsfonds zu gewähren, wenn ein 
Recht, das im Bereinigungsverfahren anerkannt wor- 


den wäre, aus triftigen Gründen nicht rechtzeitig 
geltend gemacht worden ist. Da bei den meisten 
Wertpapierarten, die ursprüngliche Anmeldefrist 
seit Jahren abgelaufen ist, also bei Beendigung der 
Wertpapierbereinigung nicht mehr Anmeldungen, 
sondern nur noch Nachanmeldungen vorgenommen 
werden können, ist bei der Entschädigungsregelung 
in erster Linie der Fall zu berücksichtigen, daß eine 
rechtzeitige Nachanmeldung versäumt worden ist. 
Nach Absatz 1 Satz 1 steht dem Anmeldeberechtig- 
ten ein Anspruch auf Entschädigung aus Mitteln des 
Ausgleichsfonds einmal dann zu, wenn er ohne 
eigenes Verschulden an einer rechtzeitigen Nach- 
anmeldung verhindert war. Das Verschulden eines 
Vertreters soll den Anspruch nicht ausschließen, 
weil es unbillig wäre, den Berechtigten auf die 
Geltendmachung von möglicherweise wertlosen 
Schadensersatzansprüchen gegen den Vertreter zu 
verweisen. Um den Beweisschwierigkeiten Rech- 
nung zu tragen, denen sich die Berechtigten vielfach 
gegenübersehen werden, ist vorgesehen, daß die 
Verhinderung nur glaubhaft gemacht zu werden 
braucht. . 

Entschädigung soll nach Absatz 1 Satz 1 ferner dann 
gewährt werden, wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
eine rechtzeitige Nachanmeldung unzumutbar war. 
Diese Erweiterung ist namentlich im Interesse der 
Deutschen in der Sowjetzone geboten, die wegen 
der dortigen politischen Verhältnisse vielfach davon 
abgesehen haben, ihre Rechte im Bereinigungsver- 
fahren geltend zu machen. Sie ist ferner mit Rück- 
sicht auf Berechtigte angezeigt, die eine Nachanmel- 
dung unterlassen haben, weil ihnen die Beschaffung 
der für die Anerkennung notwendigen Beweisunter- 
lagen bis zum Schlußtag nicht möglich war. 

Entschädigung kann nur für ein Recht beansprucht 
werden, das im Bereinigungsverfahren anerkannt 
worden wäre. Wer Entschädigung für ein Wert- 
papier beansprucht, muß also sein rechtmäßiges 
Eigentum an dem Wertpapier nach § 21 WBG eben- 
so beweisen, wie dies im Bereinigungsverfahren er- 
forderlich gewesen wäre. Dabei ist zu berücksichti- 
gen, daß nach § 23 WBG im Bereinigungsverfahren 
ein Recht auch dann anerkannt wird (vgl. dazu § 30), 
wenn die Beweismittel nur eine hinreichende Wahr- 
scheinlichkeit für sein Bestehen ergeben. 

Absatz 1 Satz 2 betrifft die Wertpapierarten, die so 
spät in die Bereinigung einbezogen worden sind, 
daß die ursprüngliche Anmeldefrist am Schlußtag 
noch läuft oder erst nach dem Schlußtag zu laufen 
beginnt, also keine Nachanmeldungen möglich sind. 
Bei diesen Wertpapierarten soll es daher darauf an- 
kommen, ob der Berechtigte an einer rechtzeitigen 
Anmeldung ohne eigenes Verschulden verhindert 
oder ob ihm eine rechtzeitige Anmeldung unzumut- 
bar war. 

Nach Absatz 2 Satz 1 soll unter sinngemäßer An- 
wendung von Absatz 1 Satz 1 auch bei Versäumung 
einer Wiederanmeldung Entschädigung gewährt 
werden, weil sich aus der zeitlichen Beschränkung 
der Wiederanmeldungen bis zum Schlußtag (vgl. § 7 
Abs. 2) ebenfalls Härten ergeben können. Da Wie- 
deranmeldungen im Bereinigungsverfahren nur un- 
ter besonderen Voraussetzungen zulässig sind (vgl. 
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§ 7 Abs. 1) und die Entschädigungsregelung inso- 
weit zu keiner Besserstellung führen darf, kann je- 
doch Entschädigung nur für ein Recht beansprucht 
werden, das nach den für Wiederanmeldungen gel- 
tenden Vorschriften anerkannt worden wäre. Ist die 
Anmeldung oder Nachanmeldung des Rechts erst 
nach dem Schlußtag rechtskräftig abgelehnt worden, 
so ist — da Wiederanmeldungen nur bis zum 
Schlußtag zulässig sind — grundsätzlich davon aus- 
zugehen, daß der Anmelder ohne eigenes Verschul- 
den an einer rechtzeitigen Wiederanmeldung ver- 
hindert war. Nach Satz 2 bedarf es daher insoweit 
keiner Glaubhaftmachung. 

Bei der Prüfung der Entschädigungsvoraussetzungen 
ist nach Absatz 3 eine zurückgenommene Anmel- 
dung, Nachanmeldung oder Wiederanmeldung als 
nicht vorgenommen anzusehen. Diese Vorschrift 
soll in erster Linie Fällen Rechnung tragen, in denen 
die Zurücknahme darauf beruht, daß der Anmelder 
zur rechtzeitigen Beibringung ausreichender Beweis- 
mittel nicht in der Lage war und deswegen mit einer 
Ablehnung wegen Beweisfälligkeit rechnen mußte. 
Es entspricht der Billigkeit, diese Fälle bei der Ent- 
schädigungsregelung ebenso zu behandeln wie 
Fälle, in denen von einer rechtzeitigen Geltend- 
machung des Rechts im Bereinigungsverfahren 
überhaupt abgesehen worden ist. Ohne die Vor- 
schrift könnte insbesondere bei einer Zurücknahme 
nach dem Schlußtag zweifelhaft sein, ob nach den 
Absätzen 1, 2 Entschädigung beansprucht werden 
kann, weil die Entschädigungsregelung davon aus- 
geht, daß der Anmelder sein Recht bis zum Schluß- 
tag nicht geltend gemacht hat. 

Zu § 16 

Die Vorschrift regelt die Geltendmachung des Ent- 
schädigungsanspruchs und das gerichtliche Verfah- 
ren, in dem erforderlichenfalls über den Entschädi- 
gungsanspruch dem Grunde nach entschieden wird. 
Für Streitigkeiten wegen der Höhe der Entschädi- 
gung — die in den §§ 18 bis 21 geregelt ist — steht 
nach § 34 der Klageweg im Zivilprozeß offen. 

Der Entschädigungsanspruch ist auf Zahlung aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds gerichtet, der vom Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamts verwaltet wird. 
Absatz 1 sieht daher vor, daß der Anspruch beim 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts geltend zu 
machen ist. Er handelt bei der Prüfung des An- 
spruchs als Vertreter des Schuldners, trifft also nicht 
— wie die Prüfstelle im Bereinigungsverfahren — 
als Vorinstanz eine Entscheidung an Stelle der an 
sich zuständigen Gerichte. In dieser Eigenschaft 
wird ihm in Absatz 2 die Befugnis übertragen, den 
Anspruch dem Grunde nach anzuerkennen, wenn er 
die Voraussetzungen für gegeben hält. Andernfalls 
soll er nach Absatz 3 dem Antragsteller (ohne förm- 
liche Ablehnung des Anspruchs) die Gründe mit- 
teilen, die nach seiner Auffassung dem Entschädi- 
gungsanspruch entgegenstehen. 

Diese Mitteilung ermöglicht dem Antragsteller nach 
Absatz 4 die Beschreitung des Rechtsweges. Hier- 
für ist ein Verfahren der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit vor der Kammer für Wertpapierbereinigung 
vorgesehen, das weitgehend dem gerichtlichen Prü- 


fungsverfahren in der Wertpapierbereinigung ent- 
spricht und die Gewähr dafür bietet, daß die berei- 
nigungsrechtlichen Voraussetzungen des Entschädi- 
gungsanspruchs sachgemäß geprüft und die in der 
Wertpapierbereinigung gewonnenen Erfahrungen 
berücksichtigt werden. 

Unter den gegenwärtigen politischen Verhältnissen 
und im Hinblick auf die in der Wertpapierbereini- 
gung gemachten Erfahrungen erscheint es nicht tun- 
lich, für die Geltendmachung des Entschädigungsan- 
spruchs beim Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
nach Absatz 1 oder die Anrufung der Kammer für 
Wertpapierbereinigung nach Absatz 4 eine Frist 
vorzusehen. Bei einer Fristsetzung für die Geltend- 
machung des Entschädigungsanspruchs müßte der 
Beginn der Frist von Umständen abhängig gemacht 
werden, deren Beurteilung den Entschädigungsbe- 
rechtigten vielfach kaum möglich oder jedenfalls 
schwierig sein wird. Da nach § 15 Abs. 1 Satz 1 
Entschädigung nicht nur bei einer unverschuldeten 
Verhinderung, sondern auch dann verlangt werden 
kann, wenn die Geltendmachung des Rechts im Be- 
reinigungsverfahren unzumutbar war, gilt dies ins- 
besondere von der Frage, wann die Geltendmachung 
zumutbar geworden ist. Soweit es sich um die An- 
rufung des Gerichts handelt, würden die Entschädi- 
gungsberechtigten durch eine Fristsetzung gezwun- 
gen werden, eine rechtskräftige Ablehnung ihres 
Anspruchs auch dann zu riskieren, wenn sie durch 
die Mitteilung des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamts nach Absatz 3 darüber unterrichtet wor- 
den sind, daß die vorgelegten Beweismittel für eine 
Anerkennung gegenwärtig nicht ausreichen. In bei- 
den Fällen könnte also eine Fristsetzung zu neuen 
Härten führen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß es 
sich bei den Entschädigungsberechtigten meist um 
Bewohner oder ehemalige Bewohner der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands handeln wird, die sich 
aus verständlichen Gründen über die von ihnen zu 
ergreifenden Maßnahmen häufig im unklaren sein 
werden. Es ist im übrigen anzunehmen, daß die 
Entschädigungsberechtigten im eigenen Interesse 
auch ohne Fristsetzung ihre Ansprüche so bald wie 
möglich geltend machen werden, und zwar nicht 
nur, um möglichst schnell in den Genuß der Ent- 
schädigung zu kommen, sondern auch deswegen, 
weil es bei längerem Zuwarten immer schwieriger 
sein wird, die erforderlichen Beweise zu führen. 
Unter diesen Umständen soll von Fristen für die 
Geltendmachung des Anspruchs und die Anrufung 
des Gerichts zunächst abgesehen und abgewartet 
werden, ob die weitere Entwicklung später eine 
Fristsetzung geboten erscheinen läßt. 

Zu § 17 

Die Höhe der Entschädigung hängt — wie sich aus 
den folgenden Vorschriften ergibt — von dem Zeit- 
punkt ab, der ihrer Bemessung zugrunde gelegt 
wird. Dies gilt insbesondere für die Bewertung von 
Wertpapieren nach § 18 Abs. 1 und für die Berück- 
sichtigung von Erträgnisfälligkeiten nach § 18 Abs. 2 
und § 19 Abs. 1. 

In Absatz 1 wird daher der Tag bestimmt, der für 
die Bemessung der Entschädigung maßgebend sein 
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soll. Dieser Bemessungstag ist in Satz 1 so gewählt, 
daß der Berechtigte über den Entschädigungsbetrag 
etwa zu dem gleichen Zeitpunkt nach der Anerken- 
nung des Anspruchs dem Grunde nach verfügen 
kann, zu dem er nach einer Anerkennung im Berei- 
nigungsverfahren Gutschrift oder Barzahlung erhal- 
ten hätte. Für börsengängige Wertpapiere berück- 
sichtigt Satz 2, daß nur bestimmte Tage in der Woche 
Börsentage sind. 

Absatz 2 stellt sicher, daß die Entschädigung mög- 
lichst bald nach dem Bemessungstag gezahlt wird. 


Zu § 18 

Die Vorschrift bestimmt die Höhe der Entschädigung 
für den Regelfall, nämlich für die Wertpapierarten, 
bei denen im Bereinigungsverfahren dem Anmelder, 
dessen Recht anerkannt worden ist, Gutschrift erteilt 
wird. Sie betrifft Aktien sowie solche Schuldver- 
schreibungsarten, die im Bereinigungsverfahren als 
nicht fällig behandelt werden. Wegen der gesamt- 
fälligen und teilfälligen Wertpapierarten vgl. § 19. 
Die Entschädigung soll den Berechtigten wirtschaft- 
lich im wesentlichen so stellen, wie er stehen würde, 
wenn die Bereinigung nicht beendigt worden wäre. 
Es ist unter diesen Gesichtspunkten billig, die Höhe 
der Entschädigung nach dem gemeinen Wert der 
Rechte zu bemessen, die der Berechtigte bei einer 
Gutschrift am Bemessungstag erhalten hätte. Nach 
Absatz 1 Satz 1 soll daher der Preis maßgebend sein, 
der am Bemessungstag für den Erwerb dieser Rechte 
im gewöhnlichen , Geschäftsverkehr aufzuwenden 
wäre. Mit diesem Betrag wird sich der Berechtigte 
das Wertpapier, für das Entschädigung gezahlt wird, 
in der Regel wiederbeschaffen können, wenn er dar- 
auf Wert legen sollte. Eine Berücksichtigung der bei 
einer Wiederbeschaffung entstehenden Nebenkosten 
(wie Bankprovision, Maklergebühr und Börsenum- 
satzsteuer) erscheint jedoch im Rahmen der aus 
Billigkeitsgründen getroffenen Entschädigungs- 
regelung nicht erforderlich. Nach Satz 2 soll bei 
Wertpapieren, für die am Bemessungstag ein Ein- 
heitskurs festgestellt worden ist, dieser Kurs maß- 
gebend sein, zu dem der Berechtigte schon vor dem 
Bemessungstag Kaufauftrag geben kann, wenn er 
sich das Wertpapier mit dem Entschädigungsbetrag 
wiederbeschaffen will. Um Zweifel über die Bemes- 
sung der Entschädigung auszuschließen, soll bei 
Kursnotierungen an verschiedenen Börsenplätzen 
nach Satz 3 ein Durchschnittskurs gebildet werden. 
Im Bereinigungsverfahren erhält der Anmelder 
außer der Gutschrift des Wertpapierrechts auch die 
seit 1945 fällig gewordenen Erträgnisse sowie son- 
stige Geldbeträge (z. B. Bezugsrechtserlöse), die auf 
das gutgeschriebene Recht entfallen (vgl. § 15 Zwei- 
tes ErgGesWBG und § 13 Drittes ErgGesWBG). Nach 
Absatz 2 soll daher der Berechtigte auch insoweit 
aus Mitteln des Ausgleichsfonds — dem die auf den 
Restbetrag der Sammelurkunde entfallenden Geld- 
beträge nach § 10 Abs. 1 Satz 2, 3 zufließen — ent- 
schädigt werden. 

Die Befugnis des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts nach Absatz 3 Satz 1 beruht auf der Erwägung, 
daß der Berechtigte durch die Übertragung der 


' Rechte so gestellt wird, wie er bei der Gutschrift 
j der Rechte im Bereinigungsverfahren stehen würde. 
; Von der Übertragungsbefugnis wird der Präsident 
' des Bundesausgleichsamts grundsätzlich dann Ge- 
i brauch machen, wenn Wertpapiere aus dem Restbe- 
trag der Sammelurkunde bei der Wertpapiersammel- 
bank noch zur Verfügung stehen. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts kann aber auch in geeigneten 
I Fällen die zur Übertragung auf den Berechtigten be- 
I nötigten Wertpapiere erst beschaffen, wenn dies 
! nach Lage des Falles zweckmäßig erscheint. Die Vor- 
^ Schriften in Satz 2 und 3 über die verbindliche An- 
I kündigung der Übertragung vor dem Bemessungstag 
j sind geboten, damit sich der Berechtigte bei seinen 
j Maßnahmen auf die Übertragung einstellen und dar- 
I auf verlassen kann, daß er die Wertpapiere auf die- 
j sem Wege erhält. 

j Zu § 19 

Die Vorschrift regelt die Höhe der Entschädigung 
für die Wertpapierarten, die nach § 42 WBG und 
§§ 1, 2 Zweites ErgGesWBG als gesamtfällig oder 
teilfällig gelten. 

Bei gesamtfälligen Wertpapierarten wird keine Sam- 
melurkunde ausgestellt, also auch kein Gutschrift- 
I verfahren durchgeführt. Die Verbindlichkeiten aus 
den im Bereinigungsverfahren anerkannten Rechten 
I werden vom Aussteller durch Barzahlung erfüllt. 

Bei teilfälligen Wertpapierarten wird eine Sammel- 
j urkunde nur wegen der nicht fälligen Stücke ausge- 
stellt und nur für solche Rechte Gutschrift erteilt, 
die bei der Anerkennung im Prüfungsverfahren nicht 
als fällig festgestellt werden. Anerkannte fällige 
Rechte sind dagegen auch bei diesen Wertpapier- 
arten vom Aussteller durch Barzahlung zu bedienen. 
Wegen dieser unterschiedlichen Behandlung bedarf 
es bei teilfälligen Wertpapierarten im Bereinigungs- 
verfahren der Prüfung, ob sich das einzelne Recht 
auf ein fälliges oder ein nicht fälliges Wertpapier 
bezieht. Diese Unterscheidung zwischen fälligen und 
nicht fälligen Rechten innerhalb derselben Wert- 
papierart ist für die Bemessung der Entschädigung, 
die in beiden Fällen auf Geld gerichtet ist, nicht 
mehr gerechtfertigt. Die Feststellung der Fälligkeit 
i des einzelnen Rechts würde auch das Entschädi- 
gungsverfahren zusätzlich belasten und ohnehin 
vielfach nicht mehr getroffen werden können. 

Zur Vereinfachung und Beschleunigung des Verfah- 
rens soll daher nach Absatz 1 Satz 1 die Entschädi- 
gung einheitlich für alle Rechte gesamtfälliger und 
teilfälliger Wertpapierarten nach dem Kapitalbetrag 
I und den Zinsen bemessen werden, die in der Zeit 
I vom 30. April 1945 bis zum Bemessungstag fällig 
I geworden sind. Die Entschädigung entspricht damit 
I den Barleistungen, die nach §§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1, § 16 
! Zweites ErgGesWBG vom Aussteller auf anerkannte 
! fällige Rechte zu zahlen gewesen wären, wobei je- 
doch — wie ausdrücklich klargestellt wird — zu- 
gunsten der Berechtigten eine vor der Endfälligkeit 
der Wertpapierart eingetretene Fälligkeit des Rechts, 
für das Entschädigung zu zahlen ist, nicht berück- 
sichtigt wird. Sind bei mehreren teilfälligen Schuld- 
verschreibungsarten desselben Ausstellers für die 
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nicht fälligen Stücke nach § 24 Zweites ErGesWBG ' 
Einheitsschiildverschreibungen ausgegeben worden, ! 
so sollen nach Satz 2 zur vereinfachten Berechnung j 
der Entschädigung die in den neuen Anleihebedin- ‘ 
gungen festgesetzten Fälligkeiten maßgebend sein. > 
Die Entschädigung für die Zinsen richtet sich also j 
nach den Zinsfälligkeitsterminen und der Endfällig- | 
keit der Einheitsschuldverschreibungen^ 

Absatz 2 berücksichtigt die Möglichkeit, daß An- 
melder für ihre im Bereinigungsverfahren anerkann- 
ten Rechte vom Aussteller keine oder keine volle | 
Zahlung nach §§ 1, 2 Abs, 1 Nr. 1, § 16 Zweites | 
ErgGesWBG erlangen, insbesondere weil über das 1 
Vermögen des Ausstellers das Konkurs- oder das 
Vergleichsverfahren eröffnet worden ist oder weil 
seine Zahlungsverpflichtungen aus den Schuldver- 
schreibungen im Vertragshilfeverfahren gestundet 
oder herabgesetzt worden sind. Da die Entschädi- 
gungsberechtigten nicht bessergestellt werden sol- 
len, ist vorgesehen, daß sie den Ausgleichsfonds auf 
Zahlung der Entschädigung nicht in Anspruch neh- i 
men können, soweit sie bei einer Anerkennung im | 
Bereinigungsverfahren auch vom Aussteller keine | 
Leistung erhalten hätten. ; 

Zu § 20 I 

I 

Die Vorschrift regelt die Höhe der Entschädigung für | 
Schuldverschreibungen, die nach den im Londoner 
Schuldenabkommen vorgesehenen Regelungsbedin- 
gungen gegenüber bestimmten Gläubigern bevor- 
zugt bedient werden. Unter die Vorschrift fallen 
insbesondere die in § 5 Zweites ErgGesWBG be- 
zeichneten Schuldverschreibungen mit spezifisch aus- | 
ländischem Charakter sowie die auf Reichsmark ^ 
lautenden Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse für deutsche Auslandsschulden. I 

Um auch in diesen Fällen die Berechtigten grund- i 
sätzlich so zu stellen, wie sie ohne die Beendigung 
der Bereinigung stehen würden, soll nach Satz 1 die 
Entschädigung nach den Leistungen bemessen wer- 
den, die der Berechtigte auf Grund des Regelungs- 
angebotes erhalten hätte. Da nur Gläubiger, an die 
sich das Regelungsangebot richtet, für eine bevor- 
zugte Bedienung in Betracht kommen, wird auch | 
nur insoweit eine günstigere Entschädigung vorge- | 
sehen. Für Inlandsgläubiger — die bei den unter 
§ 5 Zweites ErgGesWBG fallenden Schuldverschrei- 
bungen nicht die Vorteile der Regelung nach dem 
Schuldenabkommen genießen — hat die Vorschrift 
nur wegen der Schuldverschreibungen der Konver- 
sionskasse Bedeutung (vgl. § 104 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes vom 5. November 1957 ■ — 
BGBl. I S. 1747). [ 

Soweit auf Grund des Regelungsangebotes neue | 
Schuldverschreibungen ausgegeben worden sind, | 
soll nach Satz 2 die Entschädigung in sinngemäßer ' 
Anwendung des § 18 berechnet werden. 

Zu § 21 

Für Schuldverschreibungen, die als Altsparanlage | 
im Sinne des Altsparergesetzes anzusehen sind, 
wird nach näherer Maßgabe des genannten Gesetzes | 


Altsparerentschädigung gewährt, wenn das Recht im 
Bereinigungsverfahren anerkannt worden ist. 

Nach Beendigung der Wertpapierbereinigung soll 
die Altsparerentschädigung bei der Bemessung der 
Entschädigung berücksichtigt werden, die für das 
nicht rechtzeitig angemeldete Recht gewährt wird. 
Der nach §§ 18 bis 20 zu berechnende Entschädi- 
gungsbetrag v/ird, wie Satz 1 bestimmt, in Höhe der 
Altsparerentschädigung und der dafür zu gewähren- 
den Zinsen aufgestockt, sofern die Voraussetzungen 
erfüllt sind (vgl. die ähnliche Regelung in § 21 des 
Bundesrückerstattungsgesetzes vom 19. Juli 1957 — 
BGBl. I S. 734). 

Satz 2 stellt sicher, daß bei Veräußerung einer 
Schuldverschreibung zwischen dem Zeitpunkt der 
Einführung der Deutschen Mark und dem Zeitpunkt 
des Kraftloswerdens der Schuldverschreibung der 
Veräußerer in den Genuß des Erhöhungsbetrages 
kommt, wenn ihm bei Anerkennung des Rechts im 
Wertpapierbereinigungs verfahren Altsparerentschä- 
digung zugestanden hätte (vgl. § 4 Abs. 7 der Ersten 
Verordnung zur Durchführung des Altsparergesetzes 
vom 6. November 1953 — BGBl. I S. 1512). 

Zu § 22 

Die Vorschrift ist geboten, weil die Beendigung der 
Wertpapierbereinigung zu keiner einkommensteuer- 
lichen Schlechterstellung führen soll. 


VIERTER ABSCHNITT 

Vorschriften für Schuldverschreibungen 
verlagerter Geldinstitute und Berliner 
Altbanken 

Zu § 23 

Verlagerte Geldinstitute und Berliner Altbanken 
können nach den Vorschriften des Umstellungs- 
rechts wegen der Verbindlichkeiten aus den hier in 
Betracht kommenden Schuldverschreibungen nur 
unter bestimmten Voraussetzungen in Anspruch ge- 
nommen werden, die insbesondere den Wohnsitz 
oder Sitz des Gläubigers betreffen (vgl. § 6 der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz in Verbindung mit § 42 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes und § 23 des Zweiten 
Umstellungsergänzungsgesetzes; §§5,7 des Berliner 
Altbankengesetzes vom 10. Dezember 1953 — 
GVBl. f. Berlin S. 1483). 

Schuldverschreibungen Berliner Altbanken werden 
im Bereinigungsverfahren unabhängig von diesen 
Voraussetzungen anerkannt, die erst bei der Gut- 
schrift berücksichtigt werden (vgl. § 14 des Berliner 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes). 

Abweichend hiervon sind gegenwärtig nach § 69 
Zweites ErgGesWBG bei Schuldverschreibungen 
verlagerter Geldinstitute, die keine Berliner All- 
banken sind (Mecklenburger Bank, Mecklenburgi- 
sche Hypotheken- und Wechselbank und Thüringi- 
sche Landes-Hypothekenbank), Anmeldungen über- 
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haupt unzulässig, wenn das Geldinstitut aus den an* 
gemeldeten Wertpapieren nicht in Anspruch ge- 
nommen werden kann. Diese Regelung erschien 
seinerzeit geboten, um das Bereinigungsverfahren 
nicht unnötig zu belasten und um keine unbegründe- 
ten Hoffnungen auf eine Bedienung nach der Aner- 
kennung zu wecken. Sie kann aber jetzt, vor dem 
Abschluß der Wertpapierbereinigung, nicht weiter 
aufrechterhalten werden. Im Hinblick auf die zeit- 
liche Beschränkung der Nachanmeldungen in § 6 ist 
es vielmehr angezeigt, in Anlehnung an die Berliner 
Vorschriften auch insow^eit die bereinigungsrecht- 
liche Prüfung unabhängig davon zuzulassen, ob 
gegenwärtig Gutschrift erteilt werden kann. Da- 
durch kann der Beweis des rechtmäßigen Eigentums 
für den Fall gesichert werden, daß das Recht bei 
einer Änderung der entscheidenden Verhältnisse 
später bedient wird. Diesem Gesichtspunkt trägt 
Absatz 1 Rechnung; §§ 69, 70 Zweites ErgGesWBG 
werden in § 37 Nr. 1 aufgehoben. 

Berechtigte, deren Anmeldung oder Nachanmcldung 
nach § 69 Zweites ErgGesWBG als unzulässig abge- 
lehnt worden ist, können ihre Rechte erneut geltend 
machen (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 Drittes ErgGesWBG, 
§ 8). Für diese Fälle sieht Absatz 2 im Interesse der 
Berechtigten und zur Beschleunigung des Verfah- 
rens vor, daß die Prüfstelle das Verfahren von 
Amts wegen aufnimmt (vgl. die ähnliche Regelung 
in § 46 Abs. 2 Zweites ErgGesWBG). 

Die Befugnis der Anmeldestelle, nach Absatz 3 
Rechte auch ohne ausdrückliche Vollmacht für den 
Berechtigten anzumelden oder nachträglich anzu- 
melden, liegt insbesondere im Interesse der Bewoh- 
ner der sowjetisch besetzten Zone, die nicht in der 
Lage sind, ihre Rechte selbst wahrzunehmen (vgl. 
die entsprechende Regelung in § 5 Drittes ErgGes- 
WBG). 

Abweichend von § 7 Drittes ErgGesWBG soll nach 
Absatz 4 die Prüfstelle (im Rahmen der ihr für An- 
meldungen zustehenden Entscheidungsbefugnis) 
auch über Nachanmeldungen entscheiden können. 
Dies ist nach den inzwischen gewonnenen Erfahrun- 
gen unbedenklich und geboten, weil wegen der in 
Absatz 1 erweiterten Zulässigkeitsvoraussetzungen 
bei den in Betracht kommenden Schuldverschrei- 
bungsarten bis zum Schlußtag mit einer großen An- 
zahl von Nachanmeldungen gerechnet werden muß, 
die zu einer Überlastung der Kammern für Wert- 
papierbereinigung führen würde. 

Da nach Absatz 1 vor der Anerkennung nicht mehr 
geprüft wird, ob der Anmelder die Voraussetzungen 
für eine Bedienung erfüllt, wird in Absatz 5 die Gut- 
schrifterteilung vom Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen abhängig gemacht. Eine förmliche Zustimmung 
der zuständigen Landesbehörde ist (abweichend von 
§ 14 Berliner ErgGesWBG) nicht vorgesehen. 

Wenn das verlagerte Geldinstitut die Voraussetzun- 
gen für eine Gutschrifterteilung nach Absatz 5 nicht 
für gegeben hält oder nach § 4 Zweites ErgGesWBG 
die Bedienung fälliger Rechte ablchnt, weil es we- 
gen der Verbindlichkeiten aus diesen Rechten nicht 
in Anspruch genommen worden kann, muß dem An- 
melder der Rechtsweg offenstehen. Hierfür ist in Ab- 


satz 6 das Verfahren vorgesehen, das für die Feststel- 
lung der Bedienungsfähigkeit von Schuldverschrei- 
bungen Berliner Altbanken gilt (vgl. § 7 Abs. 7 des 
Berliner Altbankengesetzes in Verbindung mit §§ 21 
bis 27 des Umstellungsergänzungsgesetzes) und das 
mit entsprechenden Änderungen der Zuständigkei- 
ten übernommen werden kann. 

Zu § 24 

Die Bereinigung von Schuldverschreibungen ver- 
lagerter Geldinstitute, die keine Berliner Altbanken 
sind, ist nach den Sondervorschriften der §§ 64 ff. 
Zweites ErgGesWBG bereits weitgehend durchge- 
führt und soll jetzt nach diesen Vorschriften mit den 
sich aus § 23 ergebenden Änderungen beendigt 
werden. Nach dem Wortlaut von § 21 Abs. 1, 3 
Drittes ErgGesWBG müßten die Schuldverschreibun- 
gen jedoch, wenn das verlagerte Geldinstitut seinen 
Sitz in die Bundesrepublik verlegt, erneut nach den 
allgemeinen Vorschriften bereinigt werden. Da hier- 
für kein Bedürfnis besteht, schließt Absatz 1 die An- 
wendung von § 21 Drittes ErgGesWBG insoweit aus. 
Der Antrag nach § 64 Abs. 1 Zweites ErgGesWBG 
entspricht dem Antrag nach § 4 WBG. Zu Absatz 2 
kann daher auf die Bemerkungen zu §§ 2 und 4 ver- 
wiesen werden. 


Die Vorschrift dient der Beseitigung von Härten, 
die sich bei Schuldverschreibungen Berliner Alt- 
banken daraus ergeben haben, daß das Bereini- 
gungsverfahren grundsätzlich ohne Berücksichtigung 
der Besonderheiten des Umstellungsrechts durchge- 
führt worden ist. Dabei handelt es sich insbeson- 
dere um Fälle, in denen ein bankverwahrtes Wert- 
papier auf Grund einer Depotanmeldung (vgl. § 19 
WBG) für den Depotinhaber anerkannt worden ist 
und sich später herausgestellt hat, daß der Depot- 
inhaber nicht der Eigentümer war. Liegen die Vor- 
aussetzungen für eine Inanspruchnahme der Alt- 
bank in der Person des Depotinhabers nicht vor, so 
kann das Recht auch dann nicht gutgeschrieben wer- 
den, wenn der Eigentümer diese Voraussetzungen 
erfüllt und die Beteiligten sich darüber einig sind, 
daß ihm die Gutschrift zusteht. Nach der gegenwär- 
tigen Rechtslage hat der Eigentümer auch keine 
Möglichkeit mehr, selbst eine Anerkennung im Be- 
reinigungsverfahren zu erlangen, weil seiner An- 
meldung die bindende Wirkung der bereits ergan- 
genen Entscheidung (§ 60 Abs. 2 WBG) entgegen- 
stehen würde. 

Es entspricht der Billigkeit, für Fälle dieser Art 
Ausnahmen von der bindenden Wirkung zuzulas- 
sen. In den Absätzen 1, 2 wird daher eine Regelung 
getroffen, die eine gerichtliche Änderung der im 
ersten Prüfungsverfahren ergangenen Entscheidung 
zugunsten des (nach § 21 WBG) materiell Berech- 
tigten ermöglicht, wenn der bisherige Anmelder 
wegen Fehlens der sich aus dem Umstellungsrecht 
ergebenden Voraussetzungen keine Gutschrift oder, 
bei fälligen Rechten, von der Altbank keine Zah- 
lung erhalten hat. Die Änderung wird von dem Ein- 
verständnis des bisherigen Anmelders abhängig ge- 


Zu § 25 
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macht, weil es nicht angängig erscheint, ihm ein 
rechtskräftig anerkanntes Recht gegen seinen Wil- 
len zu entziehen. 

Die Regelung des Verfahrens in Absatz 3 berück- 
sichtigt, daß der Änderungsantrag die nachträgliche 
Anerkennung eines Rechts zum Ziel hat, und ge- 
währleistet, daß der bisherige Anmelder seine Be- 
lange wahren kann. 

Nach Absatz 4 gilt die Vertretungsbefugnis der An- 
meldestelle (§ 14 Abs. 2 WBG), deren sich der bis- 
herige Anmelder bedient hatte, auch für das Ände- 
rungsverfahren, wenn sie nicht widerrufen wird. 
Dadurch soll insbesondere die ordnungsgemäße 
Vertretung der Zonenbewohner sichergestellt wer- 
den. 

Änderungsanträge sind ebenso wie Nachanmeldungen 
nur bis zum Schlußtag zulässig (vgl, Absatz 3 Satz 1). 
Bei Versäumung eines rechtzeitigen Antrags kann 
jedoch, wie Absatz 5 klarstellt, keine Entschädi- 
gung aus Mitteln des Ausgleichsfonds nach § 15 be- 
ansprucht werden, weil im Entschädigungsverfah- 
ren nicht mehr die Möglichkeit besteht, die zugun- 
sten des bisherigen Anmelders ergangene Entschei- 
dung zu ändern. 


Zu § 26 

Absatz 1 Satz 1 schließt bei Schuldverschreibungen 
Berliner Altbanken die in §§ 10, 11 vorgesehene 
Verwendung der Bodensätze für den Lastenaus- 
gleich aus, weil insoweit nicht feststeht, ob die Vor- 
aussetzungen für eine Bedienung erfüllt sind. Diese 
Regelung soll jedoch keinen Einfluß auf die Ver- 
bindlichkeiten der Altbank haben, die in der DM- 
Eröffnungsbilanz (vgl. § 12 Abs, 4 des Berliner Alt- 
banken-Bilanz-Gesetzes vom 10. Dezember 1953 — 
GVBl. f. Berlin S. 1488) und den späteren Bilanzen 
der Altbank ausgewiesen sind. Satz 2 sieht daher 
vor, daß die Ansprüche aus den Bodensätzen auf 
den Ausgleichsfonds übergehen, und gewährleistet 
damit, daß insoweit keine Berichtigung der DM- 
Eröffnungsbilanz erforderlich wird und der Altbank 
die den Verbindlichkeiten gegenüberstehende Dek- 
kungszusage des Bundes (vgl. § 54 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes) erhalten bleibt. Nach Satz 3 
soll der Anspruch gegen die Altbank erst nach 
Maßgabe eines späteren Gesetzes geltend gemacht 
werden können, weil die zukünftige Regelung der 
Verbindlichkeiten der Altbank abzuwarten bleibt. 

Bei Schuldverschreibungen verlagerter Geldinsti- 
tute, die keine Berliner Altbanken sind, können die 
nach Abschluß der Bereinigung verbleibenden Be- 
träge ebenfalls nicht für den Lastenausgleich ver- 
wendet werden. Bei diesen Instituten wird nach § 66 
Abs. 3 Zweites ErgGesWBG die Sammelurkunde für 
die als kraftlos geltenden Schuldverschreibungen 
nur in Höhe der im Bereinigungsverfahren aner- 
kannten Rechte ausgestellt, so daß kein Restbetrag 
der Sammelurkunde verbleiben kann. In Absatz 2 
braucht daher nur die Zahlungsverpflichtung nach 
§ 11 ausgeschlossen zu werden. Die in Absatz 1 
Satz 2, 3 getroffenen Vorschriften sind für die ge- 
nannten Geldinstitute gegenstandslos. 


Obwohl hiernach dem Ausgleichsfonds bei Schuld- 
verschreibungen verlagerter Geldinstitute keine und 
bei Schuldverschreibungen Berliner Altbanken zu- 
nächst keine Beträge aus den Bodensätzen zuflie- 
ßen, sind auch für Schuldverschreibungen dieser 
Aussteller nach den Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts Entschädigungsleistungen aus Mitteln des 
Ausgleichsfonds zu erbringen. Dies erscheint ge- 
rechtfertigt, weil der Ausgleichsfonds die Boden- 
sätze aus Schuldverschreibungen der westdeutschen 
Geldinstitute erhält, für die den Instituten Aus- 
gleichsforderungen zugeteilt worden sind. Es kann 
angenommen werden, daß die dem Ausgleichsfonds 
aus diesen Bodensätzen zufließenden Beträge etwa 
durch die Beträge ausgeglichen werden, die im 
Laufe der Zeit für Entschädigungsansprüche aus 
Schuldverschreibungen von Geldinstituten (ein- 
schließlich der Berliner Altbanken und der verlager- 
ten Geldinstitute) aufgewendet werden müssen. 

Zu § 27 

Berechtigten, deren Rechte bei einer Anerkennung 
im Bereinigungsverfahren wegen Fehlens der sich 
aus dem Umstellungsrecht ergebenden Vorausset- 
zungen vom Aussteller nicht bedient worden wären, 
soll auch kein Anspruch auf Entschädigung aus dem 
Ausgleichsfonds zustehen. Absatz 1 macht daher bei 
Schuldverschreibungen der in § 64 Zweites ErgGes- 
WBG bezeichneten verlagerten Geldinstitute und 
Berliner Altbanken den Anspruch nach § 15 davon 
abhängig, daß der Aussteller wegen der Verbind- 
lichkeiten aus den Schuldverschreibungen hätte in 
Anspruch genommen werden können. Bei diesen 
Schuldverschreibungen kann also der Entschädi- 
gungsanspruch dem Grunde nach nur anerkannt 
werden, wenn der Berechtigte auch die Vorausset- 
zungen für eine Bedienung erfüllt, die in gleicher 
Weise wie die bereinigungsrechtlichen Vorausset- 
zungen in dem Verfahren nach § 16 zu prüfen sind. 
Absatz 2 berücksichtigt, daß die Bedienung der 
Reichsmark-Schuldverschreibungen der Konver- 
sionskasse von ähnlichen Voraussetzungen abhän- 
gig ist, wie sie für die in Absatz 1 genannten Schuld- 
verschreibungen gelten (vgl. auch die Bemerkungen 
zu § 20). 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Vorschriften für saarländische Wertpapiere 

Zu §§ 28, 29 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz und die dazu er- 
gangenen Ergänzungsgesetze sind im Saarland bei 
der Einführung des übrigen Bundesrechts nicht in 
Kraft gesetzt worden (vgl. § 2 VII Nr. 1, 4, 7 und 8 
des Gesetzes zur Einführung von Bundesrecht im 
Saarland vom 30. Juni 1959 — BGBL I S, 313). Die 
Bereinigung der saarländischen Wertpapiere richtet 
sich vielmehr nach besonderen, vom Saarland erlas- 
senen Rechtsvorschriften, die jetzt als partielles 
Bundesrecht weitergelten. 
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Nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes zur Bereinigung der saarländischen Wert- 
papiere können Anträge auf Erteilung eines Gül- 
tigkeitszeugnisses oder eines Berechtigungsnach- 
weises bis zum 31. Dezember 1964 nachgeholt oder 
unter gewissen Voraussetzungen wiederholt wer- 
den (vgl. §§ 1, 2 a. a. O.). Die Vermögensgegen- 
stände, die nach Abschluß aller Verfahren bei den 
einzelnen Wertpapierarten verbleiben, werden bei 
der Prüfstelle hinterlegt und von dieser treuhände- 
risch verwaltet (vgl. §§ 7 bis 10 a. a. O.). § 28, der 
an diese Vorschriften anknüpft, ermöglicht die Ver- 
äußerung der hinterlegten Aktien durch den Präsi- 
denten des Bundesausgleichsamts und die Zahlung 
der hinterlegten Geldbeträge zugunsten des Aus- 
gleichsfonds. Damit wird — entsprechend den für 
das übrige Bundesgebiet vorgesehenen Bestimmun- 
gen — auch für die Bodensätze aus der Bereinigung 
saarländischer Wertpapiere die Regelung nach § 5 
Abs. 1 Nr. 4 des Lastenausgleichsgesetzes getroffen. 
Nach § 29 sollen die Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts auch für Berechtigte aus saarländischen 
Wertpapieren gelten, die unverschuldet die für die 
Bereinigung gesetzte Schlußfrist versäumt haben, 
weil auch insoweit die für die Entschädigungsrege- 
lung maßgebenden Gründe zutreffen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Verschiedene Vorschriften 

Zu § 30 

Bei Schuldverschreibungen bedarf es schon nach der 
gegenwärtigen Rechtslage keiner Feststellung mehr, 
ob ein anerkanntes Recht nachgewiesen oder glaub- 
haft gemacht ist (vgl, § 45 Zweites ErgGesWBG in 
Verbindung mit §§ 1, 2 Zweites ErgGesWBG und 
§11 Drittes ErgGesWBG). Für Aktien wird die Fest- 
stellung nach dem Inkrafttreten des Gesetzes eben- 
falls entbehrlich, weil die Anmelder bei einem Aus- 
fall im Gutschriftverfahren nach § 32 Abs. 2, 3 un- 
abhängig davon entschädigt werden, ob es sich um 
ein nachgewiesenes oder glaubhaft gemachtes Recht 
handelt. Zur Vereinfachung des Bereinigungsver- 
fahrens soll daher in Zukunft die Feststellung bei 
allen Wertpapierarten entfallen. 

Zu § 31 

Nach § 57 Abs. 1 Zweites ErgGesWBG ist für jede 
Wertpapierart die Beendigung der Bereinigung im 
Bundesanzeiger bekanntzugeben, wenn nach Ab- 
schluß aller Prüfungsverfahren die anerkannten 
Rechte Gutschrift oder Zahlung erhalten haben oder 
wenn alle Stücke der Wertpapierart mit Lieferbar- 
keitsbescheinigungen versehen sind. 

Bei Schuldverschreibungen kann auf diese Bekannt- 
machung jetzt verzichtet werden, weil sich ergeben 
hat, daß die Öffentlichkeit an der Unterrichtung 
über die Beendigung der Wertpapierbereinigung 
nicht mehr interessiert ist. 

Für Aktien muß die Bekanntgabe beibehalten wer- 
den, weil sie nach § 57 Abs. 2, 3 Zweites ErgGes- 


WBG für die Anwendung aktienrechtlicher Vor- 
schriften weiter von Bedeutung ist. 


Zu § 32 

Die Vorschrift betrifft den Fall, daß bei Aktien der 
Restbetrag der Sammelurkunde nicht mehr zur Gut- 
schrift für alle anerkannten Rechte aus Nachanmel- 
dungen und Wiederanmeldungen ausreicht. Sie er- 
setzt die Regelung, die für diesen Fall in § 10 Drit- 
tes ErgGesWBG — der in § 37 Nr. 2 aufgehoben 
wird — vorläufig getroffen worden war. 

Eine Erhöhung der Sammelurkunde zur vollen Be- 
rücksichtigung aller anerkannten Rechte kommt bei 
Aktien (im Gegensatz zu Schuldverschreibungen, 
vgl. § 2 Abs. 2 Zweites ErgGesWBG und § 11 Drit- 
tes ErgGesWBG) nicht in Betracht. Zur Vermeidung 
von Teilgutschriften sollen die Rechte nach Absatz 1 
in einer Reihenfolge gutgeschrieben werden, die 
den Umständen nach angemessen erscheint und der 
Billigkeit entspricht. 

Absatz 2 schützt die Anmelder, die im Gutschrift- 
verfahren ausfallen, vor einem wirtschaftlichen Ver- 
lust. Sie erhalten, wie sich aus § 18 in Verbindung 
mit § 17 ergibt, aus Mitteln des Ausgleichsfonds 
Entschädigung in der Höhe, die dem Wert der 
Aktien (einschließlich rückständiger Dividenden und 
dgl.) zu dem Zeitpunkt entspricht, zu dem sonst 
Gutschrift zu erwarten wäre. 

Da bislang nur wenige Fälle bekanntgeworden 
sind, die für eine Anwendung der Vorschrift in Be- 
tracht kommen, und mit solchen Fällen bis zum 
Abschluß der Wertpapierbereinigung kaum noch zu 
rechnen ist, wird sich die finanzielle Belastung des 
Ausgleichsfonds durch die Entschädigungsverpflich- 
tung in engen Grenzen halten. 

Die Regelung in Absatz 3 gewährleistet, daß die 
Entschädigung den Berechtigten (ohne besonderen 
Antrag) so bald wie möglich gezahlt wird. 


Zu § 33 

Das Auskunftsrecht, das dem Präsidenten des Bun- 
des ausgleichsamts nach Satz 1 zusteht, soll die rei- 
bungslose Durchführung des Gesetzes sichern und 
insbesondere die sachgemäße Prüfung von Entschä- 
digungsansprüchen ermöglichen. 

Aufwendungen der Prüfstelle für die ihr bislang 
übertragenen Aufgaben sind nach § 59 Abs. 2 
WBG, § 52 Zweites ErgGesWBG und § 20 Drittes 
ErgGesWBG vom Aussteller zu erstatten, soweit 
sie angemessen sind. Da die eigentliche Prüfstellen- 
tätigkeit mit dem Abschluß der Bereinigung ihr 
Ende findet und die Auskunfterteiluhg nach Satz 1 
im Interesse des Ausgleichsfonds liegt, isoll nach 
Satz 2 insoweit der Ausgleichsfonds erstattungs- 
pflichtig sein. Für die Wertpapiersammelbank, der 
nach § 14 Abs. 2 nur ein Anspruch auf Vergütung 
für ihre Tätigkeit im Rahmen des § 54 Abs. 1 Zwei- 
tes ErgGesWBG zusteht, ist eine entsprechende 
Regelung aus der gleichen Erwägung geboten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist in § 35 
Nr. 1 die Behörde des Bundes, auf welche die 
Aufgaben des Amts für Wertpapierbereinigung 
übertragen werden können, konkret zu be- 
nennen. 

Begründung 

Die konkrete Benennung der in Betracht kom- 
menden Behörde ist erforderlich, weil nach Ar- 
tikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG die Übertragung der 
Aufgaben nur auf die dort genannten Einrich- 
tungen zulässig ist. 

2. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens ist der Schlußtag in § 1 so festzusetzen, daß 
den Berechtigten für die Geltendmachung ihrer 
Rechte mindestens noch ein halbes Jahr seit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes verbleibt. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung hält es zwar rechtlich nicht für 
erforderlich, daß die Behörde, auf welche die Auf- 
gaben des Amts für Wertpapierbereinigung über- 
tragen werden können, im Gesetz konkret angege- 
ben wird. Auch ohne eine solche Benennung ist die 
Bundesregierung bei dem Erlaß einer Rechtsverord- 
nung an Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG gebunden. Es 
bestehen jedoch keine Bedenken, in § 35 Nr. 1 die 
Behörde zu benennen und damit dem Wunsche des 
Bundesrates Rechnung zu tragen. Hierzu sind die 
Worte „einer anderen Behörde des Bundes" durch 
die Worte „dem Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts" zu ersetzen. 

Zu Nr. 2 

Der Auffassung des Bundesrates über die endgültige 
Festlegung des Schlußtages in § 1 wird zugestimmt. 
Welcher Tag hiernach als Schlußtag zu bestimmen 
ist, kann erst entschieden werden, wenn sich im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
übersehen läßt, wann mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes zu rechnen ist. 
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Zu § 34 

Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für 
Rechtsstreitigkeiten über die in der Vorschrift 
genannten Ansprüche erscheint angezeigt, weil in 
erster Linie Fragen- privatrechtlicher Art zu klären 
sein werden. Sie liegt auch im Interesse der Betei- 
ligten, insbesondere der Entschädigungsberechtig- 
ten, denen bei einem Streit über die Höhe der Ent- 
schädigung der zivilprozessuale Klageweg offen- 
^stehen soll. 

Zu § 35 Nr. 1 

Das Amt für Wertpapierbereinigung war nach § 64 
Abs. 2 WBG zunächst nur zur Bearbeitung allgemei- 
ner Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Wert- 
papierbereinigung eingerichtet worden. Dem Amt 
sind aber später durch Gesetz und Rechtsverord- 
nung besondere Aufgaben in ausschließlicher Zu- 
ständigkeit übertragen worden, so die Geltendma- 
chung von Schadenersatzansprüchen in bestimmten 
Fällen (vgl. § 50 Zweites ErgGosV\/^BG), die Führung 
der amtlichen Liste anerkannter Auslandsbonds 
(vgl. § 12 des Bereinigungsgesetzes für deutsche 
Auslandsbonds) und die Einziehung der Verwal- 
tungsabgabe für Auslandsbonds (vgl § 3 der Drei- 
zehnten Durchführungsverordnung zum Bereini- 
gungsgesetz für deutsche Auslandsbonds vom 
10. November 1959 — BGBL I S. 682). Die Erledi- 
gung dieser Aufgaben wird sich teilweise noch län- 
gere Zeit hinziehen. Um das Amt trotzdem ischon 
vorher auflösen zu können, wird die Bundesregie- 
rung in Nr. 1 ermächtigt, die Aufgaben durch 
Rüchtsverordnimg einer anderen Behörde des Bun- 
des zu übertragen (vgl. Nr. 7 der Allgemeinen Be- 
merkungen). 

Zu § 35 Nr. 2 

Gegenwärtig läßt sich nicht übersehen, bis zu wel- 
chem Zeitpunkt und in welchem Umfang die Unter- 
lagen der Anmeldestellen, Prüfstellen und Wert- 
papiersammelbanken nach Abschluß der Bereini- 
gung noch benötigt werden. Ein Teil dieser Unter- 
lagen wird voraussichtlich für längere Zeit aufbe- 
wahrt werden müssen, damit die Prüfstellen und 


j Wertpapiersammelbanken dem Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts die zur Prüfung von Entschä- 
digungsansprüchen notwendigen Auskünfte geben 
können (vgl. § 33 Satz 1). Die Bundesregierung wird 
daher in Nr. 2 ermächtigt, Vorschriften über die 
Aufbewahrung durch Rechtsverordnung zu treffen. 

Zu § 36 

Die Kammern für Wertpapierbereinigung .sind in 
ähnlicher Weise besetzt wie die Kammern für Han- 
delssachen (vgl. § 30 WBG und § 5 ErgGesWBG). 
Die Übertragung ihrer Aufgaben auf die Kammern 
für Handelssachen kann zur Verwaltungsverein- 
fachung und zur Einsparung von Kosten geboten 
sein, wenn die Kammern für Wertpapierbereinigung 
nicht mehr genügend ausgelastet sind. Die hierzu 
vorgesehene Ermächtigung betrifft nicht nur die Zu- 
ständigkeiten der Kammern für Wertpapierbereini- 
gung nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz und 
den dazu ergangenen Ergänzungsgesetzen, sondern 
gilt auch für ihre Zuständigkeiten, die sich aus § 71 
des Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslands- 
bonds und § 54 des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes ergeben. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

Zu § 37 

Die in Nr. 1 und 2 genannten Vorschriften sind 
durch Zeitablauf gegenstandslos geworden oder 
durch Neuregelungen ersetzt worden; auf die ent- 
sprechenden Bemerkungen zu §§ 6, 7, 12, 23, 32 
wird verwiesen. 

Die in Nr. 3 genannte Vorschrift ist durch § 21 Drit- 
tes ErgGesWBG gegenstandslos geworden und soll 
nunmehr zur Klarstellung aufgehoben werden. 

Zu §§ 38 bis 40 

Die Vorschriften enthalten die in den Wertpapier- 
bereinigungsgesetzen üblichen Schlußbestimmungen. 



